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Genua 


Entfesselung 
der bewaffneten 
Staatsmacht 


200 000 Menschen versammelten sich am 
Samstag, den 21. Juli, in Genua, um während 
des G8-Gipfeltreffens ihren Protest gegen 
die Globalisierung, das heißt die Entfesse- 
lung des kapitalistischen Weltmarktes, mit 
all ihren Folgen zu demonstrieren. Die Stra- 
tegie derBerlusconi-Regierung und ihrer pa- 
ramilitärisch organisierten Polizei zielte von 
Beginn darauf, den Widerstand buchstäb- 
lich zu zerschlagen. Und so fällt die Bilanz 
dieser Strategie äußerst blutig aus: Ein jun- 
ger Mann, Carlo Giuliano, wurde getötet, ei- 
ne Demonstrantin lebensgefährlich verletzt, 
ca. 500 Menschen zum Teil schwer verletzt, 
eine große Anzahl verhaftet. Es wird noch 
länger dauern, bis die Erfahrungen und Be- 
richte ausgewertet sind. Doch jetzt schon 
steht fest, dass die Brutalität der bewaffne- 
ten Staatsmacht einen neuen Höhepunkt er- 
reicht hat. Die Demonstranten wurden mit 
Tränengas, Nebelgranaten, Gummigeschos- 
sen angegriffen. Menschen wurden wahllos 
zusammengeknüppelt, selbst wenn sie 
schon am Boden lagen. Die Polizisten, vie- 
le in Zivil, veranstalteten regelrechte Hetz- 
jagden und schlugen gezielt auf Köpfe und 
in die Gesichter. Vom Sturm auf zwei Schu- 
len veröffentlichen wir einen ausführlichen 
Bericht. 

Auch mit der Verhaftung endete die poli- 
zeiliche Gewaltorgie nicht. Es gibt zahlrei- 
che Berichte von Schlägen und Folterungen 
auf den Polizeiwachen. Noch nach Tagen 
waren viele der Festgenommenen vermisst. 
Das Auswärtige Amt teilte am 24. Juli mit, 
dass es von 68 Verhafteten aus der BRD wis- 
se. Indymedia-Mitarbeiter befürchten, dass 
die Gefangenen immer noch gefoltert wer- 
den. Am Morgen des 26. wurde bekannt, 
dass über 30 Personen nach einem Haftprü- 
fungstermin entlassen wurden. 

In ganz Europa und auch in vielen große 
und kleinen Städten der BRD fanden in der 
Woche nach dem Gipfel Protestdemonstra- 
tionen statt. Wir veröffentlichen auf den fol- 
genden Seiten einen Redebeitrag von einer 
Demonstration in Frankfurt. : Red. 


Überfall auf die 
Schule Diaz 


Eine Delegation besuchte gestern das Frau- 
engefängnis in Vercelli. Auch dort wird von 
Misshandlungen berichtet. 


Am Samstag, den 21.7.2001 um 23.56 Uhr, 
haben Sondereinheiten der Carabinieri und 
der italienischen Polizei (ca. 200 Beamte) 
die Schule Diaz, in der GegnerInnen des G8- 
Gipfels übernachteten, gestürmt. Die Poli- 
zeibeamten haben eine Seitentür einge- 
schlagen und sind mit lautem Gebrüll in das 
Gebäude gestürmt. Sekunden später konn- 
ten Leute vom gegenüberliegenden Inde- 
pendent Media Center lautes Geschrei ver- 
nehmen. Die in der Schule Anwesenden 
wurden brutal zusammengeschlagen und 


schließlich alle verhaftet. 

Ein Großteil der Leute in der Schule wur- 
de von SanitäterInnen auf Bahren hinaus- 
getragen. Sie waren schwer verletzt und 
blutbeschmiert, viele hatten Kopfverlet- 
zungen. Einige waren bewusstlos. Die al- 
lerwenigsten waren noch in der Lage zu lau- 
fen. Im Gebäude selbst wurde alles verwü- 
stet, die 5 Computer kaputtgeschlagen, 
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sämtliches Gepäck ausgeschüttet, Geld und 
Reiseausweise sowie Kameras etc. geklaut. 
Nachdem alle in Krankenhäuser und Knä- 
ste abtransportiert worden waren, wurde 
bei der Besichtigung des Gebäudes überall 
Blut gefunden. Blut zwischen den Schlaf- 
säcken, Blut auf den Klos, Blut im Trep- 
penhaus. Überall, wo die Polizei Leute er- 
wischt hat, die noch zu fliehen versucht ha- 
ben, wurden sie auf der Stelle zusammen- 
geschlagen und misshandelt. Mehrere Per- 
sonen wurden lebensgefährlich verletzt. 

Nach Presseangaben vom Sonntag wur- 
den in der Schule 66 Personen festgenom- 
men, 50 davon verletzt. 

Heute wird berichtet, dass bei der ge- 
samten Operation 93 Personen festgenom- 
men wurden, das schließt auch die Leute 
ein, die sich in den umliegenden Strassen 
oder vor der Schule aufhielten. 

15 ItalierInnen wurden freigelassen. Die 
verbleibenden 78 Personen aus unter- 
schiedlichen Ländern sind noch in Haft. 

Nach Angaben einer Krankenhausange- 
stellten aus dem San Martino Krankenhaus 
in Genua waren die Verletzten in einem un- 
vorstellbaren, furchtbaren Zustand. Sie be- 
richtete von multiplen und komplizierten 
Frakturen, eingeschlagenen Schädeln und 
ausgeschlagenen Zähnen. Viele befanden 
sich in einem Schockzustand, waren krei- 
debleich, kaum ansprechbar und hatten 
Angst, überhaupt berührt zu werden. Nach 
ihren eigenen Angaben hatte sie so etwas 
noch nie erlebt oder gesehen. 

Wir wissen sicher von Eltern, die vom 
Auswärtigen Amt informiert wurden, dass 
in einem Fall ein Mann an der Schädeldecke 
operiert werden musste. Inzwischen muss 
er nicht mehr künstlich beatmet werden. In 
einem anderen Fall wurden die Eltern in- 
formiert, dass sich ihr Sohn nicht mehr in 
Lebensgefahr befindet. Mehr Informatio- 
nen wurden den Eltern nicht gegeben. 

Einer anderen Person, einem Briten, wur- 
den die Rippen gebrochen, was zu schwe- 
ren Lungenverletzungen führte. 

Es gibt bisher keine gesicherten Informa- 
tionen über den Verbleib aller in der Schu- 
le Verhafteten. 

Bei vielen Leuten ist immer noch nicht 
klar, wo sie sich befinden, im Krankenhaus 
oder im Gefängnis. Viele wurden auch zu- 
erst ins Krankenhaus und danach ins Ge- 
fängnis gebracht. An- 
wältInnen durften 
bisher niemand sehen, 
die Krankenhäuser 
gleichen Polizeife- 
stungen, niemand 
durfte rein. Der 
Schwester eines 
Schwerverletzten 
wurde gestern (23.7.) 
Abend der Kranken- 
besuch verweigert. 

Am 23.7. besuchte 
eine Delegation, be- 
stehend aus dem Eu- 
ropaabgeordneten 


Luigi Vinci von der Partei Rifondazione Co- 
munisti, einem Mitglied eines Sozialen 
Zentrums aus Mailand sowie einer Dol- 
metscherin aus Deutschland, den Frauen- 
knast in Vercelli. Wir geben hier einen Be- 
richt der Dolmetscherin wieder: 


Von den verhafteten Frauen aus der Schu- 
le befinden sich 6 im Gefängnis von Ver- 
celli, mit 4 von ihnen wurde gesprochen: 

Nach einem 5-minütigen Gespräch mit 
ihnen gibt es folgende Kurzeinschätzung: 

Alle Frauen gaben an, in der Schule ge- 
schlagen worden zu sein. Weiterhin er- 
zählten alle Frauen, dass der Zustand der 
Männer aus der Schule Diaz in jedem Fall 
schlimmer sei. Sie geben an, dass die Män- 
ner die ganze Nacht auf dem Polizeirevier 
weiter gefoltert worden sind, da sie die 
ganze Nacht von ihnen Schreie gehört ha- 
ben. Sie selber sind auf dem Polizeirevier 
weiter schikaniert worden: Beschimpfun- 
gen, Schläge und Tritte beim aufs Klo ge- 
hen. Sie sagen alle aus, dass sie relativ gut 
bei weggekommen sind. Im Gefängnis ist 
die Behandlung besser als bei den Bullen. 
Ihnen wurde teilweise erlaubt, Anrufe zu 
machen. Sie sind in 2-3 Zellen weitgehend 
(außer 1 Person) nach Staatsangehörigkeit 
geordnet. 

Fast allen Frauen wird öffentlicher Wi- 
derstand vorgeworfen. Mindestens ein 
Mann, der der Polizei nicht mehr bekannt 
ist, soll eine Anklage wegen versuchten 
Mord (Homicide) bekommen. 

Eventuell wurden Röntgenaufnahmen 
aus dem Krankenhaus konfisziert. 

Weiterhin traf die Dolmetscherin Italie- 
nerinnen, die bereits Samstagnachmittag 
verhaftet worden waren. Sie wurden ge- 
stern aus Vercelli entlassen. Sie berichten 
folgendes: 

Sie selbst wurden auf dem Bullenrevier 
in Genua nicht geschlagen. Sie mussten sich 
jedoch 19 Stunden mit den Händen erho- 
ben ohne Essen und Trinken an eine Wand 
stellen. Sie gaben an, dass die Bullen offen 
organisierte Faschisten waren. Es gab per- 
manente Beschimpfungen wie „scheißjüdi- 
sche Zigeunerin“, „Hasta la Victoria sem- 
pre” mit gleichzeitigem Hitlergruß, weiter- 
hin wurden Mussolinibilder an den Wän- 
den gesehen. Einer Person, der vorher die 
Beine gebrochen worden, konnte nicht an 


der Wand stehen, wurde weiter geschlagen, 
bis sie sich irgendwie hingestellt hat. Die 
Bullenfrauen waren teilweise schlimmer als 
die Männer. Haben die Frauen an den Haa- 
ren gezogen und gerissen. Sie wurden von 
den Festgenommenen als „totale Psycho- 
patinnen” bezeichnet. Weiterhin berichte- 
ten sie, dass Tränengas in die Zellen ge- 
worfen worden ist. Eine Person hat darauf- 
hin Blut erbrochen. 

Alle Inhaftierten bitten darum, irgendwie 
Druck auszuüben und zu helfen !!!! 


Hier endet der Bericht der Dolmetscherin. 
Die Gefangenen sitzen seit 60 Stunden im 
Knast. (Stand Dienstag, 24.7., 12.00 Uhr) 


Weitere Informationen: 


Am Montag wurden insgesamt noch min. 
38 Personen in und um Genua oder an der 
Grenze festgenommen. Es ist gefährlich, 
sich zur Zeit in Genua aufzuhalten. Sie ha- 
ben in Bars und Kneipen nach ausländi- 
schen Leuten gesucht. Einige wurden be- 
reits wieder entlassen. Anderen drohen 
Haftbefehle wegen Plünderung und Ver- 
wüstung. (...) 

Insgesamt waren gestern noch 570 Per- 
sonen im Krankenhaus und über 100 im 
Knast. Wir haben eine Liste mit 60 Deut- 
schen und weiteren 32 Gefangenen aus 12 
unterschiedlichen Ländern. 


‚Repression 


_JW sprach mit Clemens Glismann 


_ Bei den Auseinandersetzungen am 1. Mai 
2000 wurde Clemens Glismann Opfer po- 
lizeilicher Übergriffe. Nun wurde ihm ein 
 Ausreiseverbot erteilt 


Sie hatten vor, diese Woche an den Protesten 
gegen das G-8-Treffen in Genua teilzuneh- 
~ men. Was hat Sie daran gehindert? 

-Am vergangenen Freitag wurde mir vom 
- Landeskriminalamt nach dem „Allgemeinen 
- Sicherheits- und Ordnungsgesetz“ auferlegt, 
. mich vom 15. bis 20. Juli täglich bis 12 Uhr 
bei der nächsten Polizeidienststelle zu mel- 
den. Außerdem setzte das Landeseinwohne- 
- ramt in dieser Zeit das Passgesetz für mich 
_ außer Kraft. Mir wurde verboten, in zehn 
_ Länder - neben Italien u.a. auch Polen, 
Frankreich und Slowenien - einzureisen. 
< Sollte ich gegen diese Auflagen verstoßen, 
- droht mir eine Strafe von 2 000 Mark. 


Wie wurden diese Zwangsmaßnahmen be- 
gründet? 

Ich würde voraussichtlich bei den Protesten 
-in Genua durch die von mir zu erwartenden 
- Gewalttaten „dem Ansehen Deutschlands in 
- Europa und der westlichen Welt erheblichen 


Die Gefangenen befinden sich in folgen- 
den Gefängnissen: Alessandria, Pavia, Ver- 
celli und Voghera und Genova. 


EA Berlin : Tel: 0049-30- 692 2222 

EA München: Tel: 0049-89-4489638 

EA Oberhausen/Druckluft: Tel: 0049-208- 
852454 


Schaden zufügen“. Da ich bisher an keinen 
Antiglobalisierungs-Protesten - weder inter- 
national noch in Deutschland - teilgenom- 
men habe, ist diese Begründung wohl aber 
haltlos. Außerdem heißt es in dem Schrei- 
ben, ich nähme in „linksextremistisch-ge- 
waltbereiten Kreisen“ eine besondere Positi- 
on ein. Hierfür wurden sämtliche seit 1992 
anhängigen Ermittlungsverfahren aufge- 
zählt, die aber bis auf ein Verfahren wegen 
Sachbeschädigung alle eingestellt wurden. 


Welche Auswirkungen haben diese Auflagen 
für Sie persönlich? 

Ganz konkret mußte ich mein schon ge- 
buchtes Flugticket nach Genua deswegen 
verfallen lassen. Ich fühle mich massiv in 
meinen Grundrechten eingeschränkt. So 
werde ich daran gehindert, mein Demon- 
strationsrecht wahrzunehmen und bin mei- 
ner Reisefreiheit beraubt. Selbst einen Urlaub 
in Polen könnte ich nicht unternehmen. 


Wie werten Sie die gegen Sie gerichteten Ak- 
tivitäten? 

Darin sehe ich durchaus eine neue Qualität 
der Repression gegen antikapitalistische Pro- 
teste. Nach der propagandistischen Vorbe- 
reitung unter dem Schlagwort „Polithooli- 
gans“ macht man sich nun daran, Proteste 
bereits im Vorfeld zu verhindern. Hierfür 
werden unverhohlen die bürgerlicher Grun- 
drechte außer Kraft gesetzt. 


Demonstration in Frankfurt 
„Wir trauern um Carlo“ 


Am 21.07. versammelten sich ca. 100 Menschen 
auf dem Frankfurter Paulsplatz, um ihrer Trau- 
er um Carlo Giuliani, der gestern während der 
Protestaktionen gegen den G8 Gipfel in Genua 
von der Polizei per Kopfschuss exekutiert wur- 
de, Ausdruck zu verleihen. Gleichzeitig trafen 
sich dort Tausende Menschen, um den Chri- 
stopher-Street-Day zu begehen. Beide Gruppen 
schlossen sich für einige hundert Meter zu ei- 
nem ebenfalls einige hundert Meter langen Zug 
zusammen, an dessen Spitze Transparente mit 
den Aufschriften: „Mörder“, „Assassini“, „Sto- 
newall 1969, Genua 2001 - Demonstranten er- 
mordet“, „Demonstrant bei G8 Gipfel ermordet 
- Widerstand geht weiter“ getragen wurden. 
Daraufhin lösten sich die circa 100 Leute aus 
dem Zug, um auf der Hauptwache eine Trau- 
er- und Protestkundgebung abzuhalten. 

Der Redebeitrag : 


Durch die Straßen Genuas ein Schrei 


aus 100.000 Kehlen: 
ASSASSINI — MORDER ! 


Gestern wurde Carlo Guiliani im Alter von 23 
Jahren durch Polizisten ermordet. Den 8 
Mächtigen dieser Welt stehen in Genua Hun- 
derttausend gegenüber. Carlo war einer von 


Was haben Sie bisher dagegen unternommen? 
Sofort nach Erhalt am Freitag habe ich über 
meinen Anwalt in einem Eilantrag gegen die 
Auflagen Einspruch eingelegt. Nachdem das 
Berliner Verwaltungsgericht meine Klageam 
Mittwoch abwies, werden wir vor die. 
nächsthöhere Instanz ziehen. Ich werde die . 
mir möglichen Rechtsmittel auf alle Fälle 
ausschöpfen. 


Sind Sie als einziger von den Einschränkun- 
gen anläßlich des Gipfels betroffen? 
Nein, neben mir sind mindestens zehn Per- 
sonen in Berlin, 15 Menschen in Branden- | 
burg und weitere in Nordrhein- Westfalen 
betroffen. So weit mir bekannt ist, haben sie 
alle rechtliche Mittel gegen die Maßnahmen 
ergriffen. Überdies wurde eine größere An- 
zahl von Personen in Berlin angeschrieben 
und aufgefordert, sich für den Fall ihrer Teil- | 
nahme an den Protesten friedlich zu verhal- 
ten. 5 


Sehen Sie außer dem juristischen Weg noch 
andere Handlungsmöglichkeiten? 
Ja. Ich werde mich mit den anderen Betrof- 
fenen koordinieren, um dem auch politisch 
etwas entgegensetzen zu können, Würden | 
wir diese polizeistaatlichen Maßnahmen hin- 
nehmen, liefen wir Gefahr, sie als gängiges 
Mittel der Polizeibehörden zu akzeptieren. In 
der Konsequenz würden noch viel mehr, 
Menschen in ihrem Widerstand behindert. (...) 
Interview: Matthias Pfeiffer, jW 18.7. . 


ihnen. Carlo war einer von uns. 

Ohne Gerechtigkeit kein Frieden ! 

Die Nationalität der Polizisten ist aus- 
tauschbar, sie schießen scharf, ob auf dem ak- 
tuellen Weltwirtschaftsgipfel in Genua oder 
vor wenigen Wochen auf dem EU-Treffen in 
Göteborg, ob in den Ghettos von Los Angeles 
oder in den Vorstädten von Istanbul. 

Bundeskanzler Schroeder meinte angesichts 
des Toten: „Die auf der Strasse haben keine 
Politik, die wollen nur Krawall ...“. Schroeder 
verlangt die Distanzierung von denjenigen, 
die auf der Strasse Genuas halb tot geschla- 
gen oder von Polizeikugeln getötet werden. 
Aber das ist mit uns nicht zu machen: 

DENN: Ist es „Krawall“, die weitere Aus- 
plünderung der Ressourcen dieses Planeten zu 
verhindern ? 

DENN: Ist es „Krawall“ zu fordern, dass die 
Ausbeutung und Unterdrückung von Aber- 
millionen Menschen ein Ende haben muss ? 

DENN: Ist es „Krawall“ die Machtzentralen 
anzugreifen, die verhindern, dass der Reich- 
tum nicht nur wenige, sondern alle satt ma- 
chen ? 

NEIN, denn die tödliche Gewalt geht von 
den Mächtigen der Welt aus. Und dieser Tod 
hat viele Gesichter. Es sind die Polizeischüsse 
von Genua, die uns töten; es ist der Welthan- 
del und die Verschuldung, der die Armen in 
den sog. „Dritten Welt“ tötet; es ist der offe- 
ne Krieg gegen die Entrechteten dieser Welt, 
der die Macht der G8-Staaten sichern soll. Sie 
nennen es „Globalisierung“ der Märkte. Wir 
werden „Globalisierungsgegner genannt. Sie 
werfen uns vor, den Fortschritt nicht zu wol- 
len. Wir sagen, dieser Fortschritt hat nichts mit 
Emanzipation und Freiheit zu tun, sondern be- 
deutet noch mehr Ausbeutung, noch mehr Ge- 
walt, noch mehr Unterdrückung. 

DIESE WELT IST KEINE WARE ! 

Hunderttausend Menschen demonstrieren 
in Genua unter diesem Motto. Gestern. Heu- 
te. Morgen. Auf den Widerstand wird ge- 
schossen. Sie können Menschen ermorden, sie 
können einschüchtern und Angst verbreiten. 
Aber es wird ihnen nicht gelingen die Ver- 
nunft auszurotten, die weiß, dass die Freiheit 
des Marktes nicht die Freiheit der Menschen 
bedeutet. 

WIR TRAUERN UM CARLO ! 
SOLIDARITÄT MIT DEM PROTEST IN GENUA ! 
WIR SIND IM RECHT ! 


‚Demonstration in Berlin 


Demonstration 


— gegen Isolationshaft 

— und gegen die Repressio- 
nen gegen Thomas Meyer- 
Falk, Rainer Dittrich und 
Christian Klar 


Wir dokumentieren den Aufruf: 

Am Samstag, den 28. Juli 2001, findet vor 
der Justizvollzugsanstalt Bruchsal (Baden- 
Württemberg) eine Soli-Demonstration ge- 
gen die Isolationshaft, und für die Freilas- 
sung unserer Genossen Thomas Meyer-Falk 
(JVA Bruchsal), Rainer Dittrich (JVA Lübeck) 
und Christian Klar (JV Bruchsal) statt. . 

Wir protestieren auf diese Weise gegen die 
Isolationshaft auf der ganzen Welt, aber 
ganz besonders in der Bundesrepublik 
Deutschland. Es gibt auch in unseren soge- 
nannten demokratischen Ländern politische 
Gefangene, die einer ständigen Repression 
durch das Justizsystem ausgesetzt sind (Iso- 
lation, Reizdeprivation, Postzensur, Besuch- 
verbot usw.). 

Mit dieser Demo wollen wir erneut das 
Schweigen und die Stille durchbrechen, und 
auf unsere GenossInnen aufmerksam ma- 
chen. Thomas, Rainer und Christian sind nur 
drei von vielen politischen Gefangenen in 
deutschen Knästen, und stehen an dieser 
Stelle hier stellvertretend für all die anderen. 
Demo am 28. Juli 2001 - 14 Uhr; am 
Schlosspark in Bruchsal 
REISST DIE MAUERN EIN! HOLT DIE LEUTE RAUS! 
SCHLUSS MIT JEGLICHER ISOLATIONSHAFT! 
GERECHTIGKEIT FUER THOMAS, RAINER UND 
CHRISTIAN! 

FREIHEIT FUER ALLE POLITISCHEN GEFANGENEN! 


Grußbotschaft für die Demo am 28.7. 


Herzlich Willkommen. liebe FreundInnen und 


Freunde, verehrte Genossinnen und Genossen! 
Ihr habt den teilweise weiten Weg hierher ge- | 


macht um nun vor diesen Mauern für die Ab- 


schaffung der Isolationshaft zu demonstrieren 
und damit auch für die Erleichterung meiner - 
- befürworte den aktiven Kampf, der auch Mit- 

Ich danke Euch sehr herzlich für Euer Kom- = 


Haftsituation. 


men. 
Dieser Knast vor dem Ihr nun n sieht wurde 


schon 1848 in Betrieb genommen, das heißt in 
historischer und politischer Kontinuität wird 
seit den Feudalzeiten des 19. Jahrhunderts die- 
‚ses Lager dazu eingesetzt, Menschen zu bre- 
chen. Die ersten Gefangenen 1848 waren po- 
‚litische Gefangene, Aufständische, welche ge- 
gen Unterdrückung durch ae Feudalherrschaft 
M . Tod dem Faschismus! 


ee 


. Ich bin nun zwar durch, einige Meter Mau- 
er und viele Gitter von Euch ‚getrennt, N. 


Thomas Meyer-Falk, ein Redskin, wurde 
1996 wegen eines Banküberfalls (Geldbe- 
schaffung für antifaschistische Aktivitä- 
ten) zu einer Haftstrafe verurteilt, deren En- 
de auf 2010 festgesetzt ist. Dennoch erhielt 
er als „Zulage“ die Sicherungsverwahrung, 
d.h. auch nach 2010 wird er weiterhin in- 
terniert bleiben. Da er seine antifaschisti- 
schen Ansichten nicht verwirft und auch 
weiterhin aus dem Knast heraus politisch 
aktiv ist, ist er einer ständigen Repression 
durch den deutschen Staat ausgesetzt. 
Rainer Dittrich sitzt seit 1987 in BRD-Knä- 
sten. Er ist Gefangener aus dem kommuni- 
stischen Widerstand. Die meiste Zeit dieser 
13 Jahre hat er in Isolationshaft verbracht, 
was dazu geführt hat, dass sein gesund- 
heitlicher Zustand stark angegriffen ist. Er 
hat sich in den letzten Jahren sehr für die 
Freilassung anderer politischer Gefangener 
(RAF, Protest in der Türkei gegen die Ein- 
führung der F-Zellen...) eingesetzt. 
Christian Klar war aktiv in der Gefange- 
nensolidarität und organisierte sich Ende 
1976 in der RAF. Verhaftet wurde er 1982 
und 1985 zu mehrfach lebenslänglich ver- 
urteilt. Auch gegen ihn führte die Justiz 
1992 einen zweiten Prozess (Kronzeugen- 
prozess), um ein weiteres lebenslänglich zu 
produzieren. 1997 legte das Oberlandesge- 
richt Stuttgart eine „Mindesthaftstrafe“ 
von 26 Jahren gegen ihn fest. Christian Klar 
ist heute 49 Jahre alt, war über viele Jahre 
in Stammheim und sitzt seit 1989 in Bruch- 
sal im Knast. 

Kommt alle und zeigt eure Solidarität mit 
unseren gefangenen GenossInnen! 
Betroffen sind einige .....Gemeint sind wir 
alle!!!! i 

Organisiert und unterstützt von: 

Anarchist Black Cross Luxembourg, Antifa Bensheim, 
Boeckstreet Noise, Gruppe „Freiheit für alle politischen 
Gefangenen“ Mannheim, Red and Anarchist Skinheads 
(RASH), SDAJ Bensheim, Tamara Bunke -Verein zur in- 
ternationale Jugendverständigung, und allen fort- 


schrittlich solidarisch und antifaschistisch denkenden 
Menschen! 


Ereundinnen und Freunde, aber i im Geiste bin 


ich bei Euch! 


Solange dieser. Staat versucht Menschen 
mundtot zu machen und wir alle wissen, wie 


‚skrupellos und brutal er beispielsweise 1977 in 
. Stammheim oder 1993 in Bad Kleinen vorging,. 


solange ist aktiver Widerstand und Kampf not- 
wendig! Ich höre manchmal Kritik, denn ich 


tel nützt, den Pazifisten ablehnen. Natürlich 


gilt mein großer Respekt all jenen, die diesen 
~ pazifistischen Weg im Geiste Gandhis und 


Martin Luther Kings gehen; aber ich sehe auch 


. die Notwendigkeit, dass ein Teil der linken Be- 
< wegung sich anderer Mittel bedient. Wir soll- 
ten weder das eine noch das andere aussch- 


ließen - und unsere wichtigste Waffe K die 
Solidarität. | | 
In diesem Sinne grüße ich Euch herzlich! | 


Für eine anarchistische und ‚freie Bewegung! 


2 Thomas s Meyer Palk - JVA Bruchsal 


Auszüge aus dem 
Bericht einer Genossin 
anlässlich eines Besu- 
ches von Rainer Dittrich 


Hi ihr alle überall 
26.06.01 

gestern hab ich den Rainer wieder besucht. 
Schon als er um die Ecke kam, war ihm an- 
zusehen, dass er sehr konzentriert ist beim 
Gehen / Sich-Bewegen. Ich denke, es kostet 
ihn sehr viel Anstrengung. Bin ihm entge- 
gengegangen, wir begrüßten uns lange und 
gingen langsam zum Besuchsraum (wie im- 
mer war im rundum verglasten Büro die 
„Einsatzgruppe“ während des Besuches 
vollzählig versammelt). Als wir dann saßen, 
wollte Rainer zuallererst wissen, was ich 
Neues weiß von den türkischen GenossIn- 
nen. Dann erzählte ich ihm ein bisschen 
vom UZ-Pressefest, und dann wollte ich 
von ihm wissen, was es bei ihm o 
Neues gibt. m 

Also, dass die Zusatznahrung, ® 
die er im Knast bekommen hat, ® 
schon länger gestrichen ist, das ¥ 
wisst ihr ja schon. Haben die ja 5 _ 
wohl gemacht, damit er seinen && "X 
Soli-HS abbricht, was die poli- 8. 
tisch Verantwortlichen auch % 
schon ziemlich unverblümt ver- ® 
lautbart haben. Dass er an sei- 
nem gesundheitlich schlechten 5% 
Zustand selbst Schuld habe, er 
brauche nur seinen Soli-HS abzubrechen. 
Die haben sich aber verrechnet, tut er nicht. 
Rainer erzählte mir jetzt, dass er langen 
Brief von der Justizministerin Lütkes be- 
kommen hat, in welchem die schreibt, dass 
die Essens-Päckchen, die er monatlich be- 
kommen hat von uns, gestrichen werden. 
Ich sitze hier und schüttele wieder den Kopf. 
Irgendwie hab ich damit ja gerechnet. Denn 
wir oder viele von uns schrieben denen ja 
Brief, in welchem wir Rainers Haftentlas- 
sung fordern aufgrund seines schlechten 
Allgemeinzustandes. An den „Antworten“, 
die wir vom Staatsanwalt bekommen ha- 
ben, glauben wir zu erkennen, dass die dort 
alle genervt sind. Aber Tenor dieser Schrei- 
ben ist „es geht ihm gut, keinen Grund zu 
Entlassung“. Deswegen erging die Frage an 
die Zuständigen, wenn alles in Ordnung ist, 
warum wurde dann z.B. das Extra-Gel-Kis- 
sen, die Extra-Matratze, das monatliche 5 
Kilo Päckchen mit Kalorien zusätzlich ge- 
nehmigt? Das Schreiben der Lütkes kann 
(nicht nur, aber auch) als Antwort auf die- 
se Frage zu verstehen sein. Denn die 
schreibt tatsächlich - haltet euch fest - Rai- 
ner sei das monatliche Zusatzpäckchen ge- 
nehmigt worden, weil er doch so völlig un- 
zugänglich sei und der Knast mit solchen 
Extras „einen Zugang zu finden beabsich- 
tigte“ Aber da sich „diese Hoffnungen sich 


nicht erfüllt“ hätten, wird das Päckchen ge- 
strichen. 

Auch wenn wir Rainer jetzt keine Zu- 
satzkalorien mehr schicken können, bitten 
wir euch trotzdem, ihn bzw. uns finanziell 
zu unterstützen, da wir auch weiterhin Geld 
für RA u.s.w. brauchen. 

Rainer erzählte mir dann ein bisschen, 
wie es ihm geht. Mit der Wirbelsäule und 
den anderen Problemen (z. B. die Läh- 
mungserscheinungen an der linken Seiten 
und so) unverändert. Gehen kann er wie- 
der eine halbe Stunde im Hof. Habe aber 
immer unheimliche Kopfschmerzen in letz- 
ter Zeit, die konzentrieren auf was sehr er- 
schweren bis unmöglich machen. Wie er 
das wieder erzählte, so ganz nebenbei, ei- 
ne Tatsache halt, die der Info dient, aber 
kein Grund zur Sorge ist. 

Dann ist er zu Rolf Heißler gewechselt 
und wir haben uns wieder zusammen ge- 
freut, dass Rolf raus kommt und drüber ge- 
redet, dass klar ist, dass weiter gekämpft 
werden muss für das Raus aller. Nachdem 
wir noch ein wenig über anderes geredet 
haben waren die 30 Minuten auch schon 


wieder rum. Ihr wisst ja, im extra für Rai- 
ner erstellten „Sicherheitspaket“ ist neben 
anderem auch festgelegt, dass ihm grade 
mal 30 Minuten Besuch im Monat zuste- 
hen. 

Zu seiner körperlichen Verfassung. Was 
wiegt er jetzt? So um die 50 Kilo rum wer- 
den’s sein. Wie groß wird er sein? Ich bin 
1.70 und er ist ein bisschen kleiner als ich. 

Soll euch alle ganz lieb von ihm grüßen. 


Hier an dieser Stelle wollen wir die kleine 
Notiz zu Rainers Soli-HS im Angehörigen 
- Info Nr. 247, S. 6 korrigieren. Da wird be- 
richtet, er nehme 5 Tage Nahrung auf, 5 Ta- 
ge nicht. Das stimmt so nicht mehr. Am 
27.12.2000, als Reaktion auf die Angriffe 
des türkischen Regimes auf die Knäste, hat 
er den Soli - HS verschärft. Die 5 Tage 
Streikphase blieben bestehen, aber die Ta- 
ge, an denen er Nahrung aufnimmt, hat er 
seitdem auf 3 Tage verkürzt. 


Soli-Konto zu Rainer Dittrich: 

Name / Empfänger : c/o 

Konto-Nr.: 4914813 

BLZ : 670 900 00 

Volksbank Rhein-Neckar e.G. 

Stichwort: Rainer Dittrich 

c/o, Gruppe „Freiheit für alle politischen 
Gefangenen“ Mannheim 


Rote Hilfe Göttingen ruft zur 
Solidarität auf 


Totaler Kriegsdienst- 
verweigerer im 
Bundeswehrarrest 


Am Montag, den 02.07.2001, wurde in der 
Schwanewedener Lützow-Kaserne Bun- 
deswehrarrest gegen den totalen Kriegs- 
dienstverweigerer Kai S. aus Bremen ver- 
hängt. Er war seiner Einberufung in die Ka- 
serne zu diesem Datum gefolgt, hatte dort 
aber jeden Befehl verweigert. Noch am sel- 
ben Abend wurde er in eine Arrestzelle der 
angrenzenden Weser-Geest-Kaserne ver- 
bracht. Am selben Tag beantragte der 
dienstführende Offizier einen siebentägi- 
gen „Disziplinar-“Arrest in einer Zelle der 
Bundeswehr, der aller Wahrscheinlichkeit 
nach am 04.07.2001 in Kraft tritt. 

Der 24-jährige Totalverweigerer lehnt 
nicht nur den Kriegsdienst mit der Waffe, 
sondern auch den sogenannten Zivildienst 
ab, da dieser im Rahmen des Gesamtvertei- 
digungskonzepts vollständig in die Kriegs- 
planung eingebunden ist. Mit seiner Ver- 
weigerung wendet er sich außerdem be- 
wusst gegen jede Form von Zwangsdien- 
sten, die ihrer Natur nach zutiefst antide- 
mokratisch sind. 

Die Rote Hilfe Göttingen erklärt ihre volle 
Solidarität mit Kai und allen, die wegen ih- 
rer totalen Kriegsdienstverweigerung, mit 
Bundeswehrarresten, Strafverfahren und 
anderen Repressalien drangsaliert werden. 


Militärgerichte in Deutschland - 
vordemokratische Institutionen 


Wie aus ähnlichen Fällen bekannt, geht die 
Bundeswehr auch diesmal massiv und un- 
ter Missachtung jeglicher rechtsstaatlicher 
Grundsätze gegen Totalverweigerer vor. Als 
Teil der Exekutive maßt sich das Militär an, 
selbst Prozesse durchzuführen und Men- 
schen für Wochen oder Monate in Arrest- 
zellen zu sperren. Die Bundeswehr nutzt da- 
zu ihre Möglichkeit, „Disziplinarmaßnah- 
men“ gegen Soldaten auszusprechen. 

Derartige Arreste werden durch ein Trup- 
pendienstgericht, bestehend aus einem Of- 
fizier (sog. Militärrichter), einem Unteroffi- 
zier und einem gemeinen Soldaten, ver- 
hängt. Die Verhandlung findet unter Aus- 
schluss der Öffentlichkeit und unter Aus- 
schluss des „Beschuldigten“ (also des To- 
talverweigerers) statt. Der Beschuldigte 
wird nicht über seine Rechte aufgeklärt, ein 
Rechtsbeistand wird ihm grundsätzlich ver- 
weigert. Gegen Entscheidungen dieser mi- 
litärischen Schnellgerichte gibt es keine Be- 
rufungsinstanz, die Strafen werden sofort 
vollzogen. 

Disziplinararreste z.B. können bei Regel- 
verstößen in der Kaserne (z.B. Trunkenheit, 
Tätlichkeit gegen Vorgesetzte etc.) ausge- 
sprochen werden, sie dauern normalerwei- 
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se nur wenige Tage an, dienen offiziell als 
„erziehungsmittel“ und sollen einen ab- 
schreckenden Effekt auf den Soldaten aus- 
üben. Gegen Totalverweigerer werden Ar- 
reste aber grundsätzlich und v.a. mehrmals 
hintereinander verhängt, so dass diese Art 
der Freiheitsberaubung Wochen oder gar 
Monate andauern kann. Der Totalverwei- 
gerer wird 23 Stunden am Tag in einer 3x3 
Meter „großen“ Zelle festgehalten, in fast 
völliger Kontaktsperre zur Außenwelt. Die 
Zelle enthält nur einige wenige Gegen- 
stände (1 Tisch, 1 Stuhl, 1 Abortschüssel), 
eine in der Wand eingelassene Holzpritsche 
wird nur am Abend heruntergelassen und 
tagsüber wieder verschlossen. Derartige 
Haftbedingungen stammen noch aus vor- 
demokratischen Tagen (Kaiserreich) und 
liegen weit unter den in der EU festgeleg- 
ten Normen für Haftanstalten. 

Der Pressesprecher der Roten Hilfe Göt- 
tingen Felix Halle erklärt dazu: 

„Mittels dieser Schikanemaßnahmen der 
Bundeswehr sollen totale Kriegsdienstver- 
weigerer physisch und psychisch gebro- 
chen werden. Arreste dienen eben nicht - 
wie offiziell beschönigt - ‚disziplinarischen 
Zwecken’, sondern werden vom Militär als 
ein politisches Kampfmittel gegen Pazifi- 
stInnen und KriegsgegnerInnen einge- 
setzt!“ 


Solidarität mit Kai - schreibt, 
unterstützt, spendet Geld! 


Freundinnen und Freunde von Kai S. ha- 
ben sich deshalb unter dem Namen „Non 
Serviam!“ (lateinisch für: Ich diene nicht!) 
zusammengefunden, um ihn bei seiner Ge- 
wissensentscheidung zu unterstützen. Die 
Rote Hilfe Göttingen steht in direktem Kon- 
takt mit „Non Serviam!“ Wir rufen dazu 
auf, Kai Unterstützungspost zukommen zu 
lassen und beim verantwortlichen Kompa- 
niechef Kais sofortige Freilassung zu for- 
dern. 

Ein Mitglied von „Non Serviam!“ erklär- 
te heute: 

„Die Bundeswehr meint, dass sie tun und 
lassen könnte, was sie will. Mit dem Arrest 
wollen sie Menschen in ihrem Willen und 
Gewissen brechen. Deshalb ist es wichtig, 
ihnen zu zeigen, dass sie nicht unbeobach- 
tet agieren werden. Die Verweigerung von 
Zwangsdiensten ist kein Verbrechen, son- 
dern eine Selbstverständlichkeit. Das Ver- 
brechen sind die Zwangsdienste selbst!“ 


Post an Kai kann an die Adresse von „Non 
Serviam!“ geschickt werden (auch E-Mail- 
Grüße sind erwünscht!), von wo aus sie 
dann weitergeleitet wird: 
Non Serviam!, c/o Infoladen 
St.Pauli-Str. 10-12, 28203 Bremen 
E-Mail: non.serviam@ gmx.net 

Zur Deckung der Kosten für die Betreu- 
ung von Kai während seines Bundeswehr- 
arrestes und für anstehende Verfahrensko- 
sten hat die Rote Hilfe Göttingen ein Son- 
derkonto eingerichtet, auf das kleinere und 
auch größere Beträge gespendet werden 


können. Das Geld kommt ausschließlich der 
Solidaritäts- und Antirepressionsarbeit für 
Kai zugute: 

Rote Hilfe Göttingen, Konto 350 670 309 
Postbank Hannover, BLZ 250 100 30 
Stichwort: Non serviam/TKDV 


Druck auf die Bundeswehr 
ausüben — gegen Arreste, Schikanen 
und Kadavergehorsam! 


Wir rufen gemeinsam mit „Non Serviam!“ 
dazu auf, Druck auf die Bundeswehr aus- 
zuüben. Die Bundeswehr soll merken, dass 
jeder ihrer Schritte unsererseits von Protest 
begleitet wird. Beteiligt euch an dieser So- 
lidaritätsaktion, ruft direkt bei der Bundes- 
wehr an und fragt nach dem Totalverwei- 
gerer Kai, erklärt ihnen, dass ihr mit ihrem 
Vorgehen in keinster Weise einverstanden 
seid! Verfasst Resolutionen und Beschwer- 
debriefe! 
Adressen bei der Bundeswehr in Schwane- 
wede: 
e Kompaniechef, 4. Panzergrenadierbatal- 
lion 323, An der Kaserne 41, 28790 
Schwanewede, Tel.: 04209-922340 
e 4. Panzergrenadierbatallion 323, Tel.: 
04209-922341 
e Weser-Geest-Kaserne, Tel.: 04209- 
922104 

Die Gruppe „Non Serviam!“ bittet darum, 
ihnen Kopien von Protestschreiben zu- 
kommen zu lassen (Adresse s. oben). 
Rote Hilfe Göttingen 


Kriegsdienstverweigerer soll 
abermals 21 Tage in Arrest 


Am gestrigen Montag (23.7.) hat die Bun- 
deswehr zum dritten mal Arrest gegen den 
konsequenten Kriegsdienstverweigerer Kai 
S. aus Bremen beantragt, der bereits seit 21 
Tagen in einer Arrestzelle der Weser-Geest 
Kaserne im niedersächsischen Schwanewe- 
de einsitzt. 

(...) Für seine Entscheidung (den Kriegs- 
dienst total zu verweigern - Red.) wurde Kai 
S. von der Bundeswehr bereits zweimal mit 
„Disziplinararrest“ von 7 bzw. 14 Tagen be- 
legt. 

Der Bremer Freundeskreis „Non Serviam!“ 
(lat.: Ich werde nicht dienen), der Kai S. bei 
seiner Gewissensentscheidung unterstützt, 
protestiert gegen das Vorgehen der Bundes- 
wehr. Ein Sprecher der Gruppe sagte heute: 
„Der Arrest ist nicht nur sinnlos, sondern 
auch vollkommen unzulässig, denn Diszi- 
plinarstrafen dürfen nur verhängt werden, 
wenn dadurch eine Verhaltensänderung zu 
erwarten ist. Bei einer Gewissensentschei- 
dung, wie sie totale Kriegsdienstverweigerer 
treffen, ist das nicht der Fall. Da die Bun- 
deswehr auch ein sofortiges Dienstverbot 
aussprechen könnte, kann der Arrest nur als 
gezielter Versuch bezeichnet werden, kon- 
sequente Kriegsdienstverweigerer durch 


Zwang dazu zu bringen, gegen ihr Gewis- 
sen zu handeln. Das zeigt auch der Vollzug, 
denn Bundeswehrarrest bedeutet Haft unter 
Isolationsbedingungen, wie sie im gewöhn- 
lichen Strafvollzug nicht anzutreffen sind. 
Hinzu kommen willkürliche Schikanierun- 
gen, die nun immer häufiger zu Tage treten. 
Zum Beispiel missweisende oder gar falsche 
Rechtsbelehrungen durch Disziplinarvorge- 
setzte. Oder die Tatsache, dass Kai seine Post 
mit einer Verzögerung von vier bis sieben 
Tagen ausgehändigt wird, obwohl die Bun- 
deswehrvollzugsordnung eindeutig vor- 
schreibt, dass Häftlingspost nicht überwacht 
werden darf und sofort auszuhändigen ist.“ 

Nach dem Willen des derzeitigen Diszi- 
plinarvorgesetzten, dem stellvertretenden 
Kasernenkommandeur Major Baron, sollen 
gegen Kai S. nun erneut 21 Tage Arrest ver- 
hängt werden - diesmal am Stück. Noch 
muss das zuständige Truppendienstgericht 
Nord dem dritten Arrestantrag zustimmen. 
Der Freundeskreis „Non Serviam“ befürch- 
tet allerdings, dass das Gericht gegen die 
Genehmigung des dritten Antrags ebenso 
wenig Bedenken haben werde wie bei den 
beiden vorherigen Anträgen. Ein Sprecher 
der Gruppe: „Üblicherweise genehmigen 
die Truppendienstgerichte Disziplinararrest 
bis zu einer Gesamtzeit von 63, manchmal 
auch 84 Tagen. Erst dann wird ein Dienst- 
verbot gegen den Totalverweigerer ausge- 
sprochen und ein Verfahren wegen Fah- 
nenflucht gegen ihn eingeleitet. Die Ar- 
beitsweise des Truppendienstgerichts ist 
nicht mit der eines ordentlichen Gerichts zu 
vergleichen - es besteht kein Recht auf Ver- 
teidigung, das Gericht fällt seine Entschei- 
dung ohne Anhörung des Angeklagten oder 
dessen Anwalt.“ 

Die Entscheidung des Truppendienstge- 
richts über den dritten Arrestantrag gegen 
Kai S. wird für den heutigen Dienstag er- 
wartet. Die Gruppe Non Serviam! fordert 
die sofortige Freilassung von Kai S. und ruft 
dazu auf, Protestschreiben an Major Baron 
als verantwortlichen Befehlshaber bei der 
Bundeswehr und an Richter Domininghaus 
als zuständigen Richter beim Truppen- 
dienstgericht Nord zu richten und Kai S. mit 
Briefen und Karten zu unterstützen. 


Weitere Adressen: 
Verantwortlich für den dritten Arrestan- 
trag: 
Major Baron, An der Kaserne 41, 28 790 
Schwanewede 
Der Kompaniechef der Einheit, zu der Kai 
S. eingezogen wurde: 
Kompaniechef von Block, 4. Panzergrena- 
dierbatallion 323, An der Kaserne 41, 
28790 Schwanewede, Tel.: 04209- 
922340 und 04209-922347 
Die Einheit zu der Kai S. eingezogen wur- 
de: 
4. Panzergrenadierbatallion 323, Tel.: 
04209-922341 
Zentrale der Lützow-Kaserne: Tel.: 
04209-920 

PE Non serviam!, 24.7.2001 


Aschaffenburg/Bayern 


Polizei erschießt 
Senegalesin 


Eine Frau aus dem Senegal wurde am Sams- 
tag, 14. Juli 2001, von der Polizei in Aschaf- 
fenburg erschossen. 


Hintergrund ist nach Aussagen der Polizeidi- 
rektion Aschaffenburg ein Streit zwischen ei- 
nem in Trennung lebenden Ehepaar in der 
Aschaffenburger Schlossgasse. Der Ehemann, 
ein weißer Deutscher, hatte in der Nacht ge- 
gen 2.30 Uhr die Polizei gerufen, um seine Frau 
aus der Wohnung werfen zu lassen. Die Frau 
war in die Wohnung ihres Ehemannes ge- 
kommen, weil sie den zweijährigen Sohn ab- 
holen wollte, der einige Tage bei seinem Va- 
ter verbracht hatte. Der Sohn war aber bei den 
Eltern des Ehemannes. Als die Polizei auf- 
tauchte und sofort Partei für den Ehemann er- 
griffen hatte, kam es zu einer Auseinander- 
setzung, zwischen den zwei Polizeibeamten 
und der 26-jährigen Frau. Im Verlauf dieser 
Auseinandersetzung zog einer der Polizisten 
seine Dienstwaffe und erschoss die Frau, die 
nach notärztlicher Versorgung vor Ort wenig 
später im Klinikum Aschaffenburg gestorben 
ist. Nach ersten Recherchen haben wir von der 
Polizei erfahren, dass die Ermittlungen von der 
Kripo in Würzburg („Kommissariat für Tö- 
tungsdelikte und Leichensachen“) geleitet 
werden. Die Unterlagen und sämtliche Er- 
mittlungsprotokolle sind derzeit „nicht pres- 
sefrei!“ Weiterhin wurde uns mitgeteilt, dass 
die Polizei von „Notwehr“ ausgeht und der Po- 
lizeibeamte, der die 26-jährige Frau ermordet 
hat, nicht vom Dienst suspendiert wurde, son- 
dern weiterhin seinen Dienst bei der Polizei in 
Aschaffenburg leisten kann. Aufgrund dieser 
schockierenden Informationen haben wir uns 
entschlossen, eine breite Mobilisierungs- und 
Solidarisierungskampagne zu starten. Folgen- 
de Inhalte sollen im Rahmen der Kampagne 
deutlich gemacht werden: - Es muss eine um- 
fassende Aufklärung zum Mord an unserer 
Schwester erfolgen und alle beteiligten Poli- 
zeibeamten müssen zur Rechenschaft gezogen 
werden. 
- Die politische Verantwortung für den To- 
desfall muss durch das Innenministerium des 
Freistaates Bayern übernommen werden. 
- Die Kosten der Überführung des Leichnams 
in den Senegal und alle Kosten für die Trau- 
erfeierlichkeiten im Senegal und in Deutsch- 
land müssen von der Bundesrepublik Deutsch- 
land getragen werden. 
- Wir fordern eine umfassende Aufarbeitung 
von rassistiischem Gedankengut bei allen 
staatlichen Strukturen und in der deutschen 
Gesellschaft ganz allgemein mit dem Ziel, ein 
gleichberechtigtes Leben von allen Menschen, 
egal welcher Herkunft und Hautfarbe in 
Deutschland zu ermöglichen. 

Im Gedenken an unsere ermordete Tochter, 
Schwester und Mutter NDEYE Mar&ame FARR. 
Trauer- und Demonstrationszug: 


Datum: Sonntag, 22. Juli 2001 

Black Students’ Organisation. SOS Strug- 
gies of Students, African Refugees Asso- 
ciation, Initiative Schwarze Deutsche 
Infos: Tel.: 0170-8643556; Fax.: 0723 1- 
569877 


Sofortige Freilassung 
von Yoyo Mulala 


aus der Abschiebehaft in der 
ZASt Halberstadt! 


Ein unbefristetes Bleiberecht für den blin- 
den Yoyo Mulala ist aus humanitären Grün- 
den unerlässlich! 

Stoppt die Abschiebung von Herrn Yoyo 
Mulala nach Kongo! 


Herr Yoyo Mulala ist Staatsangehöriger der 
Demokratischen Republik Kongo (ehemalig 


Zaire). Sein Heimatland musste er am 
16.06.1996 verlassen, da ihm die damalige Re- 
gierung des Diktators Mobuto Widerstand und 
Aufwiegelung gegen das bestehende System 
unterstellte. Er wurde verhaftet, verhört und 
mißhandelt. 

Herr Yoyo Mulala ist irreparabel blind und 
setzte sich in besonders hohem Maße für die 
Stärkung der Stellung behinderter und insbe- 
sondere blinder Menschen in der Gesellschaft 
seines Heimatlandes ein. Sein Auftreten für 
die Blinden, kritische Berichte und die Grün- 
dung der Organisation LICA (1993), welche 
insbesondere die kulturelle Integration der 
Blinden in die Gesellschaft zur Aufgabe hat- 
te, waren die Gründe seiner politischen Ver- 
folgung. Er verlor in Folge dessen auch seine 
Anstellung als Lehrer / Professor am Institut 
National für Blinde. 

Am 2.7.1996 beantragte Herr Yoyo Mulala 
die Anerkennung als Aslyberechtigter in der 


Bundesrepublik Deutschland, welche aus un- 
verständlichen Gründen abgelehnt wurde. Das 
Bundesamt für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge meint, eine Rückkehr des 
Herrn Yoyo Mulala sei zumutbar, da das Mo- 
buto-Regime am 17.05.1997 durch Macht- 
aufgabe beendet wurde. Völlig außer Betracht 
gelassen wurde vom Bundesamt und den Ge- 
richten die Frage des Bestehens von Abschie- 
bungshindernissen nach 853 AuslG. 

Bei einer Abschiebung des Herrn Mulala in 
sein Heimatland ergeben sich für diesen er- 
hebliche konkrete Gefahren für Leib, Leben 
und Freiheit. Die Demokratische Republik 
Kongo befindet sich in einer immer schlech- 
ter werdenden wirtschaftlichen und sozialen 
Situation, ein überwiegender Teil der Bevöl- 
kerung existiert unterhalb der Armutsgrenze, 
das Gesundheitssystem ist in einem völlig de- 
solaten Zustand. Herr Yoyo Mulala mit einer 
100% Sehbehinderung zurückzuschicken 
hieße, ihn direkt und mit besonders hoher 
Wahrscheinlichkeit Gefahren für Leben und 
Gesundheit auszusetzen. Er ist vollkom- 
men auffremde Hilfe angewiesen, zu sei- 
ner Tochter hat er seit seiner Flucht kei- 
nen Kontakt mehr, eine neue Anstellung 
ist aufgrund seiner früheren politischen 
Tätigkeiten nicht zu erwarten. Es wäre 
für ihn in seinem Heimatland unmög- 
lich, seine Existenz zu sichern, ihm blie- 
be nur noch die Möglichkeit als Bettler 
auf die Strasse zu gehen. 

Es besteht daher eine konkrete Gefah- 
renlage, da eine Abschiebung des Herrn 
Yoyo Mulala in den Kongo bedeutet, 
dass er dem sicheren Tod beziehungs- 
weise schwersten Verletzungen ausge- 
liefert wird. 

Die politische Situation in Kongo ist 
nach einem erneuten Putsch (Mord am 
damaligen Diktator Kabila und Nachfol- 
ge durch seinen Sohn als neuer Dikta- 
tor) äußerst instabil. Im Land herrscht 
trotz versuchter Waffenruhe Bürger- 
krieg. Amnesty International und ande- 
re Menschenrechtsorganisationen 
schätzen die Menschenrechtslage als ka- 
tastrophal ein. Das Auswärtige Amt 
warnt seit dem 5.2.01 dringend vor Reisen 
nach Kongo. Bis zum Besuch des neuen Dik- 
tators Joseph Kabila in Deutschland bestand 
ein Abschiebestopp für Kongo. Dieser wurde 
aufgehoben, ohne dass sich die Menschen- 
rechtslage verbessert hätte. 

Herr Yoyo Mulala wurde am 27.06.01 im 
Asylbewerberwohnheiın Wettin verhaftet, 
und seine Abschiebung nach Kinshasa wird 
für den 4.7.01 vorbereitet. Derzeit befindet er 
sich in der Zentralen Aufnahmestelle Halber- 
stadt in Haft. Dort kann keine ausreichende 
Betreuung für einen blinden Menschen ge- 
währleisten werden. 

Karawane UnterstützerInnen Gruppe Halle 
Bitte schreiben Sie Protestbriefe an: 
Ministerium des Innern des Landes Sachsen- 
Anhalt, Halberstädter Straße 1-2, Am „Platz 
des 17. Juni“, 39112 Magdeburg 
Telefon:(0391)56701, Telefax:(0391) 5675290 
E-mail: poststelle@mi.lsa-net.de 


Annähernd 30.000 allein in der BRD zeigten sich bislang als PKK’ler an 


Zwischenbilanz der Identitätskampagne 
„Auch ich bin ein PKKler 


Am 31. Mai 2001 veranstalteten unter- 
schiedliche kurdische Institutionen und 
Vereine eine öffentliche Pressekonferenz in 
Berlin. Auf dieser Pressekonferenz, die an- 
lässlich des Prozesses von Abdullah Öcalan 
vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte organisiert wurde, wurde 
u.a. die Identitätskampagne der Kurdinnen 
und Kurden, mit der sie ihre politischen und 
nationalen Rechte einfordern, angekün- 
digt. Am 13. Juni begann vor dem OLG- 
Düsseldorf die erste Selbstanzeigeaktion 
„Auch ich bin ein PKK’ler”. 


Im Folgenden eine chronologische Darstel- 
lung der Anzeigen und Aktivitäten zur Iden- 
titätskampagne 


13. Juni 2001: Beginn der Kampagne: 
„Auch ich bin ein PKK’ler“. 1470 Selbstan- 
zeigen wurden während des Prozesses ge- 
gen den kurdischen Politiker SaitHasso, dem 
Oberlandesgericht Düsseldorf übergeben. 


15. Juni 2001: Selbstanzeigen in Paris: 2100 
Selbstanzeigen werden dem Parlamentsko- 
ordinator der Sozialistischen Partei, Jean 
Jacques Kourkrandik, übergeben. 

19. Juni 2001: In Schweden haben Kurden 
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in 20 verschiedenen Städten anlässlich der 
Identitätskampagne Stände eröffnet (...) Iz- 
zet Yildirim, Ratsvorsitzender des Kurdi- 
schen Vereins in Stockholm sagte, dass sie 
mit ihrer bis zum 13. Juli 2001 andauern- 
den Standkampagne 30.000 Unterschriften 
sammeln wollen. Diese gesammelten Unter- 
schriften sollen später mit einer großen 
Kundgebung in Form einer kollektiven 
Selbstanzeige übergeben werden. 


20. Juni 2001: 876 Frauen in Marseille, 
Hamburg und Düsseldorf zeigen sich an. 
In Marseille fand eine Kundgebung statt, in 
deren Anschluss eine Delegation die 300 un- 
terschriebenen Formulare mit der Über- 
schrift „Auch ich bin PKK“ im Gouverneur- 
samt von Marseille überreichte. In Hamburg 
waren es 300 Frauen, die sich im Rahmen 
einer Aktion vom Verein Freier Frauen Me- 
sopotamiens zur PKK bekannten. In Düssel- 
dorf wurden die gesammelten Unterschrif- 
ten (276 Formulare) nach einerKundgebung 
an die Abgeordnete von Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN, Monika Düker, übergeben. 


20. Juni 2001: Parallel zur Urteilsverkün- 
dung gegen den kurdischen Politiker Sait 
Hasso im OLG Düsseldorf wurden erneut 


weitere 2014 Selbstanzeigeformulare über- 
reicht. Somit haben sich alleine in Düssel- 
dorf insgesamt 4060 Kurdinnen und Kurden 
unter dem Motto: „Auch ich bin ein PK- 
K’ler“ angezeigt. 


24. Juni 2001: An der „Identitätskampa- 
gne“ haben sich auch die Flüchtlinge in Ma- 
xmur in Südkurdistan beteiligt. Sie über- 
reichten die gesammelten Unterschriften 
Vertretern der UN 


25. Juni 2001: Für die außerhalb Europas 
lebenden Kurden und Kurdinnen ist ein Ko- 
ordinationsbüro in Brüssel gegründet wor- 
den, das die Beteiligung an der Identitäts- 
kampagne ermöglichen soll. In einer Er- 
klärung gab das Büro bekannt, dass bis heu- 
te über 10.000 Unterschriften in verschie- 
denen Ländern Europas an die entspre- 
chenden Institutionen übergeben worden 
sind. Tel: 0032 - 473 49 36 81; Fax: 0032 2 
53 42 511. 


26. Juni 2001: 48 kurdische, türkische, ar- 
menische und iranische Gefangene im Ge- 
fängnis Santa Fu in Hamburg haben im Rah- 
men der Kampagne die Formularblätter aus- 
gefüllt an die betreffenden Stellen weiter- 


geleitet. Im Namen der Gefangenen erklär- 
te Irafan Güven, sie würden sich unabhän- 
gig von ihrer Lage im Gefängnis für ihre 
Identität einsetzten. „Wir unterstützen die 
zweite Friedensoffensive und die Kampagne 
zur Abschaffung des PKK-Verbots in Euro- 
pa und für die Anerkennung der kurdischen 
Identität. Wir geben uns als Freunde der 
Kurden und der PKK zu erkennen, weil wir 
die Unterdrückung des kurdischen Volkes 
sehen. Alle 48 Gefangene bereiten sich auf 
ihre juristische Verteidigung vor. Wir rufen 
alle Menschen aus Kurdistan und ihre 
FreundInnen dazu auf, dieKampagne zu un- 
terstützen.“. 


27. Juni 2001: Nachdem zuvor auch die 
Kurdinnen und Kurden in Frankreich für ih- 
re nationalen und politischen Rechte sich 
angezeigt haben, führte eine kurdische De- 
legation mit politischen Vertretern Ge- 
spräche, in der sie ihre Forderung zur Spra- 
che brachten. Mit dem jüngsten Beschluss 
des obersten Gerichts in Frankreich bestün- 
de keine Grundlage mehr für das PKK-Ver- 
bot, so die Delegationsteilnehmer. Im wei- 
teren wurde die offizielle Anerkennung der 
kurdischen Sprache in Frankreich gefordert. 


28. Juni 2001: KON-KURD startet ebenfalls 
eine Unterschriftenkampagne mit der For- 
derung nach Anerkennung der nationalen 
und politischen Identität für die KurdInnen. 
Während einer 18-stündigen Sondersen- 
dung im kurdischen Fernsehsender MEDYA- 
TV haben 14300 Kurdinnen und Kurden den 
Unterschriftentext von KONKURD per Tele- 
fon oder Fax unterzeichnet. 


28. Juni 2001: In Wien wurden insgesamt 
3000 Selbstanzeigeformulare dem öster- 
reichischen Parlamentsvorsitzenden Dr. 
Heinz Fischer übergeben. Jeden Donnerstag 
wird die Selbstanzeigeaktion in Wien bei- 
behalten. 


28. Juni 2001: In Zypern haben 400 Kurd- 
innen und Kurden mit der Unterstützung 
von ihren Freundinnen und Freunden ins- 
gesamt 6320 Selbstanzeigen dem zyprioti- 
schem Parlament übergeben. 


29. Juni 2001: Beginn des Friedensmar- 
sches von Mannheim nach Kehl/Strassburg 


29. Juni 2001: Um das PKK-Verbot in Groß- 
britannien, welches am 29. Mai durch den 
britischen Innenminister verhängt wurde 
und insgesamt 21 Organisationen umfasst, 
rückgängig zu machen haben Kurdinnen 
und Kurden sowie die PKK rechtliche Schrit- 
te gegen das Verbot unternommen. 


29. Juni 2001:400 Kurdinnen und Kurden 
haben in der griechischen Hauptstadt Athen 
eine Kundgebung durchgeführt und ihre 
Selbstanzeige-Formulare dem griechischen 
Parlamentspräsidenten übergeben. 


30. Juni 2001: Zum Jahrestag der Verurtei- 


lung Öcalans wird auch die Identitätskam- 
pagne im Libanon gestartet. 


30. Juni 2001: Unter dem Motto: Wir for- 
dern unsere politische und nationale Iden- 
tität haben Zehntausende Kurdinnen und 
Kurden Kundgebungen durchgeführt, so in 
Köln 3000, in Hamburg 4000, in Berlin über 
1000, in Zürich über 3000, in Paris über 
4000, In Stockholm 400, in Bukarest 250, in 
Sofia 250 und in Den Haag 1500 Kurdinnen 
und Kurden sowie Europäerlnnen teil. 


30. Juli 2001: In der rumänischen Haupt- 
stadt Bukarest wollten die Teilnehmer die 
800 Selbstanzeigen dem Parlamentsvorsit- 
zenden und dem Vorsitzenden der Men- 
schenrechtskommission übergeben, wurden 
aber von der Polizei gehindert. In Ungarn 
wurden 270 Selbstanzeigen dem ungari- 
schen Ministerium für Inneres ausgehän- 
digt. Die Kampagne in Ungarn genießt die 
aktive Unterschützung von unterschiedli- 
chen NGOs und politischen Kreisen. 


30. Juni 2001: Demonstration und Selbst- 
anzeigen in London. 3000 Demonstranten 
übergaben insgesamt 3382 Unterschriften 
der Selbstanzeige. 


02. Juli 2001: In München wurden die 
Kurdinnen und Kurden daran gehindert, ih- 
re Selbstanzeigeformulare dem Bayrischen 
Landtag zu übergeben. Die Delegation, de- 
nen der Eintritt in den Landtag verwährt 
wurde, wurde von der Abgeordneten Elisa- 
beth Köhler (Bündnis 90/Die Grünen) vor 
dem Parlament abgeholt. Ihr wurden 
schließlich 786 Unterschriftsformulare 
übergeben. Die Abgeordnete sicherte den 
Delegationsmitgliedern zu, sie werde die 
Unterschriften dem Bundestag weiterleiten. 
Nach der Beendigung der Kundgebung wur- 
de das Mitglied des Kurdischen National- 
kongresses, Haci Erdogan, sowie Nick 
Brauns mit der Begründung des Verstosses 
gegen das Vereinsgesetz festgenommen. Die 
Kundgebung war genehmigt. In der Woh- 
nung von Herrn Erdogan wurden zwei Com- 
puter, Bücher und Unterlagen beschla- 
gnahmt. Nach der Kundgebung wurde das 
Med Kulturhaus in München von der Poli- 
zei gestürmt. Alle, die sich im Verein be- 
fanden, durften für eine gewisse Zeit die Ver- 
einsräume nicht verlassen. Die Identität 
wurde von allen festgestellt und die Räume 
durchsucht. Der Grund für diese Durchsu- 
chung sei, so der Pressesprecher der Polizei 
Herr Maximilian Kiemer, die Nähe des Ver- 
eins zur PKK zu überprüfen. 


02. Juli 2001: Sitzdemonstrationen mit 
Selbstanzeigen in vielen deutschen Städten, 
so in Mainz; Hamburg (Nach einer Sitzde- 
monstration vor der Justizbehörde Hamburg 
von 1500 Kurdinnen und Kurden wurden 
insgesamt 2168 Unterschriften der Selbst- 
anzeige Herrn Dr. Dübbel, Vorsitzender der 
Justizbehörde HH, übergeben. Als die De- 
monstranten sich auflösen wollten, wurden 


sie von der Polizei gehindert und mussten 
eine Stunde warten, bis die Polizei die Iden- 
tität aller Teilnehmer feststellen konnte.); 
Bremen: Vor dem Abgeordnetenhaus Bre- 
men kamen vor allem Kurdinnen zu einer 
Kundgebung zusammen und übergaben 
insgesamt 1400 Unterschriften dem Präsi- 
denten des Abgeordnetenhauses; Berlin: In 
Berlin wurde die Sitzdemonstration vor dem 
Justizsenat durchgeführt. Eine Delegation 
übergab die Kopien der 2000 Unterschriften 
dem Justizsenator Wiland. Die Originalun- 
terschriften wurden dem Berliner Ober- 
staatsanwalt Heike übergeben. Dieser wie- 
derum fragte: „Wie sammelt Ihr all diese 
Unterschriften, wie organisiert Ihr all diese 
Leute?“ und fügte hinzu: „Sagt der PKK, sie 
soll uns nicht viel Arbeit aufhalsen“. Auf den 
Hinweis des Staatsanwaltes, im Falle einer 
rechtswidrigen Handelung würden sie Pro- 
zesse eröffnen, erklärten die Kurdinnen und 
Kurden, dass sie sich dessen im Klaren sei- 
en;Kiel:450 Unterschriften wurden derLan- 
desparlamentspräsidentin, Frau Seigle, 
übergeben. 


02. Juli 2001: Polizei und Behörden versu- 
chen den Friedensmarsch zu verbieten. 


KIZ (stark gekürzt) 


KON-KURD weitet ihr Ziel aus 


Wie die Konföderation Kurdischer Vereine 
in Europa (KON-KURD) in einer Erklärung 
bekannt gegeben hat, ist das Ziel von 100 
000 Unterschriften im Rahmen der Kampa- 
gne unter dem Motto „Völker existieren mit 
ihrer Identität. Unsere nationale und politi- 
sche Identität ist unsere Würde“ bereits 
überschritten. Als neues Ziel seien deshalb 
200 000 Unterschriften gesetzt worden. Aus 
diesem Grund sei der Kampagnenzeitraum 
bis zum 31. August verlängert worden. Am 
31. August wird auch der PKK-Vorsitzende 
Abdullah Öcalan seine Verteidigungsschrift 
beim Europäischen Menschenrechtsge- 
richtshof einreichen. (...) (Özgür Politika, 
20.7.2001) 


Letzte Ergebnisse 


Am 20. Juli wurde in der Tageszeitung Öz- 
gür Politika die folgende Zwischenbilanz 
veröffentlicht. Demnach haben sich Bislang 
83.929 Menschen unter dem Motto“Auch 
ich bin ein PKKler“ angezeigt. Nach Ländern 
aufgeteilt ergibt sich folgendes Bild: 


Deutschland: 30.752 
Frankreich: 5.118 
Schweiz: 16.969 
Niederlande: 3.970 
Grossbritannien: 4.730 
Dänemark: 5.627 
Schweden: 5.627 
Balkan: 9.120 
Zypern: 9.120 
Österreich: 4.298 
Belgien: 1.095 
Italien: 2.250 


BRD 
Kurdischer Politiker 


erneut in Haft 


Aufgrund eines Haftbefehls des Bundesge- 
richtshofes vom 11. Juni 2001 wurde der kur- 
dische Politiker Halit Y. gestern in der Woh- 
nung von Nuri K. in Bochum verhaftet. Auf 
Antrag des Generalbundesanwalts (GBA) 
wurde diese durchsucht, weil Halit Y. dort 
„seinen Lebensmittelpunkt“ eingerichtet ha- 
be und Belege verwahrt seien, „die als Be- 
weismittel für seine Einbindung in den 
führenden Funktionskörper der PKK“ dienen 
könnten. Beschlagnahmt wurden u. a. Proto- 
kolle der Föderation kurdischer Vereine in 
Deutschland e.V. (YEK-KOM). 

Der 44-jährige Kurde wurde bereits 1998 
wegen Mitgliedschaft in einer „terroristi- 
schen Vereinigung“ (S 129 a StGB) zu einer 
mehrjährigen Gefängnisstrafe verurteilt, die 
er größtenteils in der Justizvollzugsanstalt 
Bochum verbüßte, in der er sich auch seit sei- 
ner erneuten Verhaftung in U-Haft befindet. 

Halit Y. arbeitete bis zu seiner Verhaftung 
im Vorstand von YEK-KOM und setzte sich 
insbesondere im Rahmen der Identitäts-Kam- 
pagne für eine Legalisierung der kurdischen 
Bewegung in der Bundesrepublik ein. Ziel 
dieser Kampagne ist es, der Verleugnungs- 
und Verbotspolitik in Deutschland entgegen- 
zuwirken und eine Anerkennung der kultu- 
rellen und politischen Rechte der Kurdinnen 


Türkei 


Auch E-Typ ist 
jetzt F-Iyp 


Während das Todesfasten gegen das Isolati- 
onszellensystem in den F-Typ-Gefängnissen 
weiter andauert, sind die „E-Typ“- und „Ge- 
schlossenen“ Gefängnisse in Kurdistan durch 
innere Umbauarbeiten inzwischen ebenfalls 
in „F-Typ“- Gefängnisse umgewandelt wor- 
den. Die Gemeinschaftszellen sind durch ein- 
gezogene Mauern zu Einzel-, Zweier- und 
Viererzellen umgebaut worden. Wegen allge- 
meiner Überfüllung der Gefängnisse befinden 
sich jedoch bis zu zehn Personen in den Zel- 
len. Wie in allen Gefängnissen in der Türkei 
finden auch in den Gefängnissen in Kurdistan 
seit Jahren grobe Menschenrechtsverletzun- 
gen statt. Der Übergang zum F-Typ, an dem 
seit ein paar Jahren gearbeitet wird, wurde 
mit der angeblichen Notwendigkeit begrün- 
det, die Gefängnisse unter Kontrolle zu brin- 
gen. 

Nachdem mit einer blutigen Operation in 
zwanzig Gefängnissen die politischen Unter- 
suchungs- und Strafgefangenen in die bereits 
fertiggestellten F-Typ-Gefängnisse verlegt 
wurden, befinden sich jetzt auch die Gefan- 
genen in den Gefängnissen in den kurdischen 
Provinzen durch interne Verlegungen im F- 
Typ. Die Vorsitzende des IHD Istanbul, Eren 
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und Kurden zu erreichen. 

AZADI wertet diese Verhaftung als einen 
erneuten Versuch, die Friedensbemühungen 
der Kurdinnen und Kurden zu kriminalisie- 
ren und zu unterbinden. 

AZADI fordert ferner die demokratische Öf- 
fentlichkeit auf, die Beschneidung der demo- 
kratischen Rechte eines Teiles der Bevölke- 
rung, der Kurdinnen und Kurden in Deutsch- 
land, nicht länger hinzunehmen. 

PE Azadi 


Komplizenschaft BRD -Türkei 
Mit deutscher Polizeibeglei- 
tung direkt in türkische Haft 


Das erste Mal in der langen bundesdeutschen 
Abschiebegeschichte wurde ein ganzes Flug- 
zeug mit insgesamt 88 türkischen Staatsbür- 
gerInnen aus Deutschland abgeschoben. Das 
eigens hierfür von den deutschen Behörden 
gecharterte Flugzeug hatte auch 56 deutsche 
Sicherheitsbeamte an Bord, die die Abge- 
schobenen in Istanbul ihren türkischen 
Amtskollegen übergaben. 

Türkischen Medienberichten zufolge wur- 
den 25 der Abgeschobenen, bei denen es sich 
überwiegend um Kurden gehandelt haben 
soll, sofort auf dem Flughafen Istanbul ver- 
haftet, weil sie wegen verschiedener Delikte 
von dertürkischen Justiz gesucht würden. Die 
übrigen sollen nach Überprüfung ihrer Per- 
sonalien zunächst freigelassen worden sein. 


Keskin, hat einen Untersuchungsbericht über 
die Gefängnisse in Kurdistan erstellt. Nach 
diesem Bericht sind die Zellen in den Ge- 
fängnissen zweigeschossig wie auch im F- 
Typ. Im unteren Stockwerk befinden sich Bad 
und Küche, im oberen der Schlafbereich. In 
den ohnehin schon kleinen Viererzellen be- 
finden sich zehn Personen. Ein großer Teil der 
Gefangenen schläft auf dem Boden. Das Bad 
ist winzig und hat keine Tür. Zum Duschen 
gibt es einmal wöchentlich für eine Stunde 
lang Wasser, das sich zehn Gefangene teilen 
müssen. Auch der Hof ist sehr klein, in der 
Breite vier Schritte, in der Länge acht Schrit- 
te. Die Tür zum Hof ist zwischen sechs Uhr 
morgens und zwanzig Uhr abends geöffnet. 
Der Familienbesuch ist beschränkt. Es gibt le- 
diglich sechs Besuchskabinen. Die Besuche 
finden zwischen 9.00 und 14.00 Uhr statt. Seit 
dem letzten Erlass können verheiratete Ge- 
fangene ihre PartnerInnen und Kinderbis zum 
Alter von zehn Jahren einmal im Monat oh- 
ne Trennscheibe sehen. Von den Familien mit- 
gebrachte Lebens- und Reinigungsmittel wer- 
den nicht angenommen. Die Gefangenen ha- 
ben keine Möglichkeit zum kochen. Das Ge- 
fängnisessen ist schlecht. Die verwendeten 
Zutaten verursachen Hormonstörungen. Es 
gibt nur einmal wöchentlich Obst, und das in 
sehr geringer Menge. Als Grund wird die Wirt- 
schaftskrise genannt. Ein großer Teil der 
Bücher und Zeitschriften werden ebenfalls 
nicht zugelassen. Nach dem Massaker vom 
19. Dezember wurden alle Privatgegenstände 


Unter den Abgeschobenen waren nach An- 
gaben der türkischen Tageszeitung „Sabah“ 
auch Kranke und Behinderte. 

Obwohl seit einigen Jahren Recherchen 
von PRO ASYL und dem niedersächsischen 
Flüchtlingsrat eine Fülle von Belegen dafür 
ergeben, dass in Deutschland abgelehnte kur- 
dische Flüchtlinge nach ihrer Abschiebung in 
der Türkei verfolgt und gefoltert werden, 
schiebt die Bundesregierung davon offenbar 
immer noch unbeirrt Menschen direkt in Po- 
lizeigewahrsam ab. Die Zahl der nachgewie- 
senen Misshandlungsfälle von kurdischen 
Flüchtlingen aus den letzten 2 Jahren geben 
PRO ASYL und niedersächsischer Flücht- 
lingsrat mit insgesamt 35 an. Und dies dürf- 
te nur die Spitze des Eisbergs sein, da un- 
zählige Flüchtlinge sich aus Angst vor wei- 
teren Repressionen nicht melden und lieber 
verstecken, statt eine Beschwerde beim tür- 
kischen Menschenrechtsverein einzureichen, 
zumal dieser selbst von massiver Repression 
betroffen ist. 

Um die Hintergründe dieser Massenab- 
schiebung untersuchen zu lassen, haben wir 
heute eine Kleine Anfrage an die Bundesre- 
gierung gestellt. Besonders die Frage ob die 
Bundesregierung ausschließen kann, dass die 
Abgeschobenen aufgrund ihnen vorgewor- 
fener politischer Delikte verhaftet wurden, 
wird zu klären sein. 

Die Kleine Anfrage an die Bundesregierung 
kann in unseren Büros angefordert werden. 
Büro Carsten Hübner, MdB PDS 


der Gefangenen beschlagnahmt. Gemäss der 
Neuregelung darf ein Gefangener lediglich 
vier Hosen, zwei Hemden, ein Paar Haus- 
schuhe, ein Paar Schuhe, eine Jacke und ei- 
nen Pullover besitzen. Die weiblichen Gefan- 
genen können von draußen Unterwasche er- 
halten. Die männlichen Gefangenen sind ge- 
zwungen, Unterwäsche im Gefängniskiosk zu 
kaufen. Neben diesen Problemen, die durch 
den Übergang zum Kleinzellensystem ent- 
standen sind, gibt es auch weiterhin die all- 
gemeinen Schwierigkeiten in den Gefängnis- 
sen. Insbesondere beim Transport zu den Ge- 
richtsverhandlungen sind die Gefangenen 
Misshandlungen ausgesetzt. Beispielsweise 
wird das Bedürfnis nach Toilette und Wasser 
nahezu als Foltermethode genutzt. Auch Ge- 
sundheitsprobleme sind sehr verbreitet. Es 
gibt vor allem Frauenkrankheiten, Nieren- 
und Magenprobleme, Blutleere und Zahnpro- 
bleme. 

In den meisten Gefängnissen gibt es keine 
Ärzte. In Notfällen kommen Ärztinnen von 
außerhalb. Verlegungen in Krankenhäuser 
werden in gänzlicher Willkür von den Militärs 
entschieden. Insbesondere bei ärztlichen Un- 
tersuchungen von weiblichen Gefangenen 
entstehen Probleme, weil die Soldaten mit 
ins Behandlungszimmer kommen. Aus die- 
sem Grund lehnen viele Frauen eine ärztli- 
che Untersuchung ab. Außerdem sind die 
Gefängnisse in unhygienischem Zustand 
und viele sind von Insekten befallen. 
FARUK AKTAS, Özgür Politika, 20.7.2001 


Interview in Devrimci duru 


„Aus über 20 Jahren Erfahrung mit der weißen Folter wissen wir, 
wie existenziell der Kampf gegen die Isolation und Vereinzelung ist 
und wie dringend die internationale Solidarität ist" 


Die linke türkische Zeitung Devrimci duru 
(Revolutionäre Haltung) führte mit Liber- 
tad! ein Interview, das wir hier nach- 
drucken. 


Ihr habt vor einem Jahr mit einer Kampa- 
gne gegen die Einführung von Isolations- 
haft in der Türkei begonnen. Welche Be- 
deutung habt ihr dieser Entscheidung gege- 
ben, welchen Stellenwert hat diese Ausein- 
andersetzung für euch? 

Erst mal sahen wir den Versuch, Isolati- 
onshaft in der Türkei einzuführen, nicht als 
eine unter vielen Auseinandersetzungen. Es 
ist eine zentrale Frage, die - was erfah- 
rungsgemäß auch die Haftbedingungen in 
Deutschland gezeigt haben - die Lebensbe- 
dingungen der Gefangenen einschneidend 
verändert. Die Identität der politischen Ge- 
fangenen als revolutionäre Subjekte soll 
zerstört werden, um den Menschen draußen 
die Sinnlosigkeit ihrer Kämpfe vorzu- 
führen. So herum richtet sich die Repressi- 
on nicht nur gegen die Gefangenenkollek- 
tive, sondern zielt mitten hinein in die Ge- 
sellschaft. Vereinzelt sind die Menschen 
verwundbarer, müssen sich viel mehr um 
die eigene Verteidigung und Existenzsiche- 
rung kümmern als in der Gemeinschaft oder 
im politischen Kollektiv. Nicht umsonst ha- 
ben die Gefangenen in Deutschland immer 
wieder mit aller Entschlossenheit um ihre 
Zusammenlegung gekämpft. Wir konnten 
in all den Jahren nie alle Forderungen der 
Gefangenen durchsetzen, es gab immer nur 
kleine Erfolge und Veränderungen. 

Aus über 20 Jahren Erfahrung mit der 
weißen Folter wissen wir, wie existenziell 
der Kampf gegen die Isolation und Verein- 
zelung ist und wie dringend die internatio- 
nale Solidarität ist. Von daher haben wir 
uns im Sommer letzten Jahres für die Kam- 
pagne entschieden. Eben nicht so neben- 
bei, sondern mit einem eigenen Platz im 
Rahmen unserer Aktivitäten. 

Wir haben gleichzeitig festgestellt - ein 
Mitglied von Libertad! war im Frühjahr 
letztes Jahr auf einer Konferenz in Ankara 
gegen die Einführung der F-Typ Gefäng- 
nisse in der Türkei und konnte dazu be- 
richten - dass es innerhalb der türkischen 
und kurdischen Organisationen noch we- 
nig Begriff darüber gab, was Isolationshaft 
bedeutet. Ebenso die Gefangenen, für sie 
war das, was auf sie zukommt, noch ab- 
strakt, auch wenn alle gleichzeitig spürten, 
wie tief der Einschnitt sein würde. Wir sa- 
hen es also gleich von Anfang als eine Auf- 
gabe, über die Erfahrungen mit Isolations- 
haft und den Widerstand dagegen zu in- 


formieren. 


Der Name eurer Kampagne, „Kein Stamm- 
heim am Bosporus“, weist darauf hin, dass 
ihr von einer besonderen Rolle der deutschen 
Regierung ausgeht. Könnt ihr dazu etwas 
sagen? 

Wie in der ersten Antwort erwähnt, Isola- 
tionshaft ist ein Exportprodukt der deut- 
schen Regierung. Man hat hier Erfahrun- 
gen damit gesammelt, man hat die Isola- 
tionshaft bis zur perversen Perfektion ent- 
wickelt und erforscht; unter anderem an ei- 
nem Sonderforschungsinstitut in Hamburg. 
„Sensorische Deprivation“, so der Fachbe- 
griff, entzieht dem Gefangenen alle äuße- 
ren Reize, soll ihn isolieren von seiner Um- 


Zur Lage im Todesfasten 
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ind in den letzten vier Wochen gestor- 
ben. Damit erhöht sich die Zahl der Ge- 
fallenen auf 60, fünf davon sind A 


ge und ehemalige Gefangene haben sic 
der Aktion der Inhaftierten angeschlos- 
en: 20 in Amutula und je zweiin An- 


gebung. Man weiß aus Versuchen, dass sen- 
sorische Deprivation zur physischen und 
psychischen Vernichtung führen kann. 

Jeder in Deutschland - allen voran die 
verantwortlichen Politiker - weiß, dass in 
der Türkei gefoltert wird. Das gehört zum 
Allgemeinwissen hier dazu. Die großen Zel- 
len, in denen die Gefangenen in der Türkei 
untergebracht waren, boten zumindest ei- 
nen Schutz vor willkürlichen Übergriffen 
gegen einzelne Gefangene. Die Repressi- 
onsorgane mussten immer gleich gegen 
viele Gefangene vorgehen und natürlich 
war das eine andere Konfrontation. 

Außerdem - das ist auch allgemein be- 
kannt - werden Gefangene nach ihrer Fest- 
nahme aufPolizeistationen fast ausnahms- 
los gefoltert. Mit wem spricht der Gefange- 
ne danach über das Erlittene, wie geht er 
mit den Folterspuren um, wenn ihm die Ge- 
nossen und Genossinnen fehlen, die ihn 
früher in der Gemeinschaftszelle aufnah- 
men, seine Wunden pflegten, die inneren 
und die äußeren? Wie viel mehr an Stärke 
und Kraft wird in dieser einsamen Lage von 
den einzelnen Genossen abverlangt? Es 
geht, das sagen unsere ehemaligen Gefan- 
genen alle, auch in dieser Situation, Wi- 
derstand zu entwickeln, aber es ist ungleich 
schwieriger. Dafür steht Stammheim - welt- 
weit! 

In Stammheim kamen unter immer noch 
ungeklärten Umständen fünf Gefangene 
aus der RAF ums Leben. 

Aber genau diese Möglichkeit, auf iso- 
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lierte Gefangene ohne jede Kontrolle durch 
Zeugen zugreifen zu können, bietet dem 
Staat Möglichkeiten, die er im sogenann- 
ten Normalvollzug nicht so einfach hät- 
te. 


Wie schätzt ihr eure bisherige Praxis dazu 
ein - konntet ihr in irgendeiner Form Ein- 
Jluss auf die Auseinandersetzung nehmen? 
Nein, leider nicht. Wir sind wohl weit da- 
von entfernt, wirklich Einfluss auf gesell- 
schaftspolitischen Auseinandersetzungen 
in dem Sinn nehmen zu können, dass wir 
eine Entwicklung herumreißen könnten, 
dass wir etwas stoppen bzw. verhindern 
könnten. Da machen wir uns auch keine Il- 
lusionen. Trotzdem: Es ging und geht uns 
um eine langfristige Auseinandersetzung, 
um die Aneignung von Möglichkeiten, im- 
mer wieder an Punkten zu intervenieren. In 
erster Linie Schutz für die Gefangenen auf- 
zubauen, ihnen unsere Solidarität rüberzu- 
bringen, sie nicht allein zu lassen. 

Zu Beginn unserer Kampagne legten wir 
Wert darauf, auch hier in Deutschland noch 
mal über das Projekt Isolationshaft und die 
Kämpfe dagegen zu informieren. Das Wis- 
sen um diese Art von Folter ist auch in der 
Linken hier nicht mehr vorhanden. Man 
könnte sagen, der Plan der Herrschenden 
hat funktioniert, die Gesellschaft akzeptiert 
dieses Unterdrückungselement. Unsere 
Massenzeitung, die Plakate, Flugblätterund 
Informationsveranstaltungen waren also 
immer auch für die Menschen hier zur Auf- 
klärung gemacht. Wir denken, dass alle, die 
sich irgendwie noch für linke Politik inter- 
essieren, informiert sind, und natürlich ha- 
ben wir auch andere Menschen erreicht. 

Das „Highlight“ unserer bisherigen Akti- 
vitäten, das eigentlich nur im Ergebnis eins 
war, war eine Protestaktion im August letz- 
ten Jahres auf der Expo. Yilmaz war zum 
Türkeitag angereist, und wir wollten zu- 
sammen mit Genossen aus der Kurdistan- 
Solidarität Transparente entrollen, Hand- 
zettel verteilen und Parolen rufen. Noch be- 
vor wir Pips sagen konnten, waren wir al- 
le von Polizei umzingelt und wurden nach 
und nach abtransportiert. Einige schafften 
es noch, Parolen zu rufen und damit die 
Aufmerksamkeit der Presse auf unsere Ak- 
tion zu lenken. Es gab großes Interesse an 
unserer Zeitung und an den Handzetteln, 
die noch verteilt werden konnten. In der 
türkischen Presse kam unsere Aktion sehr 
gut rüber, fast in allen Zeitungen auf der 
Titelseite, auch unser Anliegen, gegen die 
Einführung des F-Typ. 

Als der Hungerstreik im Oktober begann, 
waren wir hauptsächlich mit regionalen 
Aktivitäten beschäftigt, meist gemeinsam 
mit türkischen und kurdischen Genoss/in- 
nen. Infotische, Flugblattverteilen bei Ver- 
anstaltungen, Kundgebungen und ähnli- 
ches. Im Spätherbst hatten wir noch eine 
Rundreise mit dem türkisch/kurdischen Re- 
gisseur Hüseyin Karabey veranstaltet, der 
den Film BORAN zur Problematik der Ver- 
schwundenen in der Türkei gedreht hatte. 
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Wir unterstützten ihn auch während dieser 
Zeit bei der Arbeit zu seinem neuen Film 
SESSIZ ÖLÜM, der vor kurzem in der Tür- 
kei angelaufen ist und der sich mit der Iso- 
lationsfolter in Europa auseinander setzt. 
Auf den Filmveranstaltungen war immer 
auch die geplante Einführung der Isolati- 
onshaft ein Hauptthema. 

Wir hatten zwar in Libertad! darüber ge- 
redet, dass wir bei ersten massiven Über- 
griffen auf Gefangene in unseren Städten 
noch mal verstärkt aktiv werden, aber als 
die Stürmung im Dezember lief, hatten wir 
wenig in der Hand. Neue Initiativen hatten 
wir noch keine entwickelt, ähnlich gute Ge- 
legenheiten wie bei der Expo, bei der wir 
auch genügend Vorbereitungszeit hatten, 
ergaben sich auch keine. 

Zu dem Zeitpunkt wäre es unserer Mei- 
nung nach sehr wichtig gewesen, in Rich- 
tung Türkei politische Signale zu senden, 
also Aktionen, die in der Türkei wahrge- 
nommen werden. Wir kamen mit unserer 
Handlungsfähigkeit an Grenzen. Darüber 
hinaus hatten sich auch keine neuen poli- 
tischen Möglichkeiten mit anderen Linken 
ergeben, weil es die meisten einfach nicht 
interessierte, was dort geschieht. Im Grun- 
de, wenn man sich die Dimension der Aus- 
einandersetzung anschaut, eine wahre 
Bankrotterklärung. 

Wir blieben auf unsere regionalen Akti- 
vitäten beschränkt, und begannen zu der 
Zeit schon mit den Vorbereitungen zum 18. 
März 2001, dem bundesweiten Aktionstag 
gegen staatliche Repression und für die 
Freiheit der politischen Gefangenen. Die Si- 
tuation in den türkischen Knästen, der 
Kampf der politischen Gefangenen dort, 
hatte auch einen eigenen Platz. 


Gab und gibt es Zusammenarbeit mit tür- 
kischen Linken; und wenn ja, mit welchen 
Erfahrungen/Ergebnissen? 

Wie schon gesagt, auf regionaler Ebene lie- 
fen Aktionen zusammen. Ansonsten ge- 
staltet sich die Zusammenarbeit nicht so 


einfach, da wir als Libertad! Wert drauf le- 
gen, Gefangene in ihrem Kampf zu unter- 
stützen, ohne jetzt im Einzelnen die Ideo- 
logie zu teilen. Solidarität ist für uns nicht 
davon abhängig, zu welcher Organisation 
jemand gehört und welcher der linken re- 
volutionären Ideologien jemand anhängt. 
Dann - auch wenn das jetzt nicht heißen 
soll, dass das falsch ist - wir sind keine klas- 
sischen „Unterstützer“, sondern wollen ei- 
ne eigene, für uns als deutsche Linke aut- 
hentische Praxis entwickeln. Wir gehen al- 
so mit eigenen Vorstellungen in die Dis- 
kussion, sind durchaus bereit, hier und da 
zu helfen, es geht uns aber um die Ent- 
wicklung gemeinsamer Initiativen. Die 
Fraktionierung der türkischen Linken müs- 
sen wir auch berücksichtigen in unserer Zu- 
sammenarbeit. Wir wollen uns auf keine 
Seite ziehen lassen. 


In der Türkei stehen derzeit Journalisten vor 
Gericht, Zeitungen werden bestraft, weil sie 
über das Todesfasten berichten. Gleichzei- 
tig will die Türkei in die EU. Seht ihr in ei- 
ner Annäherung der Türkei an Europa 
Chancen hinsichtlich eines Demokratisie- 
rungsprozesses? 

Zuerst mal, wir sind keine Anhänger ir- 
gendeiner europäischen Regierung oder 
überhaupt bürgerlicher Demokratie. Und 
wir wissen sehr gut, dass die „Zugehörig- 
keit“ zu Europa einen hohen Preis hat. Wir 
haben nicht vergessen, dass in Spanien die 
Hochsicherheitsgefängnisse und damit die 
Isolationsfolter erst nach der Diktatur Fran- 
cos unter einer sogenannten demokrati- 
schen Regierung eingeführt wurden. Eine 
Bedingung für den Beitritt in die Europäi- 
sche Union war, die Situation in den Ge- 
fängnissen zu „verbessern“. 

Wir haben hier auf jeden Fall einige Mög- 
lichkeiten mehr als unsere Genoss/innen in 
Ländern, in denen diktatorisch regiert wird, 
wie z.B. in der Türkei. Diese Möglichkeiten 
nutzen wir auch. Aber fundamentale Op- 
position wird hier erbittert bekämpft. Un- 


seren Repressionsapparaten stehen dabei 
ausgefeilte und differenzierte Methoden zur 
Verfügung, die sie allemal bereit sind ein- 
zusetzen. Wie weit sie dabei gehen, sieht 
man an den Haftbedingungen, an der Exi- 
stenz von Isolationshaft in allen europäi- 
schen Staaten, an der praktizierten Bereit- 
schaft, politische Gegner physisch und psy- 
chisch zu vernichten. Zuletzt geschehen 
während des EU-Gipfels in Göteborg im Ju- 
ni, als die Polizei mitten in die Gegende- 
monstration schoss und dabei mehrere 
Menschen verletzte, einen Demonstranten 
lebensgefährlich. Das ist das eine. 

Die andere Frage ist die, welchen Einfluss 
haben die europäischen Staaten tatsächlich 
auf die inneren Geschehnisse in der Türkei 
und wie weit wollen sie damit gehen. Die 
Türkei ist ein eigenständiger Machtfaktor, 
sie hat eine wichtige Rolle in der ganzen 
Region, und wirft sie ihr Gewicht in die 
Waagschale, hat sie doch einiges selbst zu 
bestimmen bzw. weiß sich auch zwischen 
den beiden Interessenten USA und Europa 
gut zu bewegen. Die europäischen Militär- 
strategen der WEU haben die Region als 
Nahtstelle zum arabischen Raum längst 
eingebaut, aber auch die NATO will ihren 
Daumen darauf behalten. So wird sich die 
türkischen Regierung die Entscheidung, 
unter wessen Oberkommando sie sich stel- 
len wird auch teuer bezahlt lassen. 

Das sieht man auch jetzt in der Wirt- 
schaftskrise. Der IWF versucht die Türkei 
unter Druck zu setzen mit Kreditzusagen, 
die an bestimmte wirtschaftliche Maßnah- 
men gekoppelt sind. Türkische Politiker 
wiederum, die um ihre Pfründe fürchten, 
halten dagegen, allen voran Mitglieder der 


MHP, die im Zusammenhang mit den For- 
derungen des IWF von kolonialer Unter- 
drückung reden. Auch wenn das sachlich 
nicht ganz falsch ist, es ist schon in einem 
anderen Zusammenhang ein schlechter 
Witz, wenn MHPler von kolonialer Unter- 
drückung reden, und gleichzeitig den tür- 
kischen Nationalismus gegen Kurdistan 
schüren. 

Dann, wie weit wollen die europäischen 
Staaten gehen: Die Anti-Folter-Kommissi- 
on des Europarats sieht in der Auseinan- 
dersetzung um die Einführung des F-Typ ja 
lediglich ein Vermittlungsproblem. Den Ge- 
fangenen sei nur nicht klar gemacht wor- 
den, dass sich ja tatsächlich ihre Haftbe- 
dingungen verbessern würden. Also Isola- 
tionshaft ja, aber bitte die Verpackung än- 
dern. So wird dann beiden Seiten Maßlo- 
sigkeit vorgeworfen. Der türkischen Regie- 
rung in ihrem harten Vorgehen insbeson- 
dere am 19. Dezember, den politischen Ge- 
fangenen in der Weigerung, ihr Todesfasten 
zu beenden. Beide werden als gleicher- 
maßen verantwortlich für die Eskalation 
hingestellt. 


Nach über 250 Tagen und fast 60 toten 
Gefangenen und Angehörigen hat sich die 
türkische Regierung immer noch nicht be- 
wegt. Wie seht ihr die Situation? Wie 
schätzt ihr die Haftaussetzungen von vie- 
len schwer kranken Genossen ein? 

Bisher gibt es für die türkische Regierung 
anscheinend noch keinen Grund, von der 
harten Haltung abzuweichen. Das liegt 
auch daran, dass der internationale Druck 
nicht vorhanden ist. Wo sind die Kämpfe 
weltweit, die es zu ihrer Sache machen, dass 
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politische Gefangene weiterhin Teil der 
Auseinandersetzungen bleiben können, wo 
sind die Bewegungen, die die Parole „FREI- 
HEIT FÜR DIE POLITISCHEN GEFANGE- 
NEN“ auf die Tagesordnung setzen. Ihr seht 
es doch auch in der Türkei selbst, wie die 
Lage ist. In den letzten Monaten gab es viel 
Bewegung gegen die menschenverachten- 
de Finanzpolitik, gegen die Korruption und 
Ausbeutung, aber war der Kampf der Ge- 
fangenen, die alle genau gegen diese Aus- 
beutungsstrukturen gekämpft haben ein 
Teil? Auch hier in Europa, in der starken 
Mobilisierung gegen die G8 Treffen in die- 
sem heißen Sommer, werden wir diese Pa- 
role nicht oft hören können. Wir alle ha- 
ben im vergangenen Jahrzehnt viel verlo- 
ren und heute sehen wir das traurige Re- 
sultat. Das heißt nicht, jetzt aufzugeben, 
dafür ist der Kampf der gefangenen Ge- 
nossen zu nah. Aber wir stehen vor einer 
schwierigen Aufgabe. Und wir haben eine 
große Verantwortung, denn die Genossen 
sterben... 

Wie sagte ein Genosse aus Nord-Irland 
zu den Genossen von TAYAD: „Auch bei 
uns sind zu viele gestorben, aber wir haben 
immer die Hoffnung auf den Sieg gehabt 
und wir haben gesiegt. Verliert sie nicht, 
denn sonst lasst ihr die Gefangenen allei- 
ne.“ 

Und, auch wenn die politischen Gefan- 
genen heute das Todesfasten beenden wür- 
den, auch ohne Erfüllung ihrer Forderun- 
gen, ihre Würde haben sie nicht verloren. 
Die haben sie unter großen Opfern vertei- 
digt - und das sollte Niemand vergessen! 
Und den Mördern von Bayrampasa, Uluc- 
anlar, Bursa und all die anderen Orte der 
Unterdrückung und Repres- 
sion, wird nie verziehen. 

Und niemand sollte sich 
davon blenden lassen, dass 
der türkische Staat jetzt die 
schwer kranken Gefange- 
nen befristet entlässt. Sie 
werden jeden Genossen 
wieder holen, der sich erholt 
und nichtschweigt, sondern 
weiterhin Widerstand lei- 
stet. Sie halten den Schein 
der Demokratie und Gnade 
aufrecht, weil sie wissen, 
dass sie morden. Und, ihr 
Kalkül ist es den Menschen, 
die den Widerstand der Ge- 
fangenen unterstützen, 
Angst zu machen, sie zu 
verunsichern. Jetzt müsst 
ihr viel mit den Menschen 
reden, ihnen die Lage er- 
klären. Das ist unter diesen 
Bedingungen nicht einfach, 
daher umarmen wir euch al- 
lesolidarisch und wünschen 
euch viel Kraft! 

Und bitte, schickt einen 
revolutionären Gruß über 
die Mauern an die gefange- 
nen Genossen im Kampf! 
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Mehr als 200 Leute feiern in 
Barcelona die Freilassung von 
Benjami Ramos! 


Benvingut 
a casa, 
Benjamí! 


Am Samstag, den 21.7., feierten mehr als 200 
Leute gemeinsam mit Benjamí Ramos, ehema- 
liges Mitglied des Kollektivs der baskischen Ge- 
fangenen, dessen Freilassung. Der Saal war mit 
Plakaten, die es in den letzten Jahren zu Ben- 
jami und anderen Gefangenen gab, ge- 
schmückt. Neben katalanischen und baski- 
schen Fahnen waren Transparente gegen das 
Antiterrorgesetz, gegen die Zerstreuungspoli- 
tik des spanischen Staates und für die Freilas- 
sung der haftunfähigen und „3/4 Gefangenen“ 
aufgehängt. Zudem wurde eine Ausstellung zur 
Situation der Gefangenen aus der RAF unter 
dem Motto: „Freiheit jetzt“ gezeigt. Auf der 
Veranstaltung wurde Informationsmaterial zu 
den Gefangenen aus der katalanischen Linken 
(Zigor Larredonda und Diego Sanchez), sowie 
aktuelle und Hintergrundinformation zum To- 
desfasten in der Türkischen Republik verteilt. 
Unter dem Motto: „Herzlich Willkommen zu 
Hause“, begann um 18.30h schließlich die Ver- 
anstaltung. Neben Gedichten und Redebeiträ- 
gen der Unterstützungskomitees wurden auch 
Briefe von politischen Gefangenen aus Gra- 
po/PCE(r), von Gefangenen aus ETA und von 
Zigor Larredonda aus der katalanischen Linken 
verlesen. Zudem gab es eine Grußbotschaft des 
Angehörigen-Infos aus Hamburg und der ehe- 
maligen Internationalistischen StudentInnen 
aus Bremen. 

Eingeleitet wurde die VA mit einem Gedicht. 
Es folgte ein Redebeitrag von Pep Musté, ehe- 
maligem politischen Gefangenen aus Terra 
Lluire. Danach gab es einen internationalisti- 
schen Abschnitt mit den Grußbotschaften aus 
der BRD, und dann sprachen Vertreterinnen 
von rescat, Barcelona und des Solikomitees 
Benjamí Ramos, Barcelona. Inhaltlich wurde in 
verschiedenen Beiträgen u.a. das Todesfasten 
der türkischen Gefangenen, wie auch die Er- 
mordung eines Demonstranten durch einen ita- 
lienischen Carabinieri bei den Aktivitäten ge- 
gen den G8-Gipfel in Genua thematisiert. Als 
Benjamí auf die Bühne kam, überreichten ihm 
zwei Kinder Rosensträuße. Nachdem live ein 
baskisches Musikstück gespielt worden war, 
sprach Benjami. In seiner Rede dankte er allen 
für ihre Solidarität und sagte, das was ihm im 
Knast am meisten Mut und Kraft gegeben hat- 
te, war es zu wissen, dass es draußen eine Be- 
wegung gab, die mit ihm und seinem Kampf 
solidarisch war. Zudem bezog er sich auf Zigor 
und Diego, dass für ihre Freiheit und die aller 
politischen Gefangenen noch viel zu tun ist, 
dass wir dafür auf die Strasse gehen müssen 
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und dass der Kampf noch lange nicht zu Ende 
ist. Mit Mut, Einheit und Entschlossenheit zur 
Revolution werde es aber irgendwann ein be- 
freites Land, und viele Frühlinge in Freiheit ge- 
ben. Er schloss damit: „Es lebe das Land - Ho- 
len wir die Gefangenen raus!“ Nach Benjamis 
Rede wurden mehrere Briefe und Grußadressen 
von Gefangenen verlesen und die Veranstal- 
tung wurde mit der katalanischen Hymne und 
„visca terra lliure“-Rufen (es lebe das Freie 
Land/Terra Lliure war auch eine katal. soziali- 
stische Guerrilla, die ihre letzten Aktionen 92 
durchführte) beendet. Alle Beiträge wurden 
lange beklatscht. 

Unter den Anwesenden waren u.a. 2 Leute 
des ehemaligen Solikomitees Benjamí Ramos 
aus Berlin und 20 Leute aus Euskal Herria, dar- 
unter die 82-jährige Mutter eines baskischen 
Gefangenen, die über 500 Km Weg hinter sich 
brachte, um an dem Fest für Benjamí teilzu- 
nehmen. 

Nach dem Fest gab es im engeren Kreis von 
ca. 80 Leuten noch ein gemeinsames Be- 
grüßungsabendessen. 

Benjami muss sich seit seiner Entlassung al- 
le zwei Wochen melden. Viel verbringt er mo- 
mentan mit Besuchen bei Ärztinnen. Gesund- 
heitlich geht es ihm etwas besser, aber er ist 
noch immer stark angegriffen. Bislang konnte 
er jedoch wenigstens seine akuten Krankheiten 
kurieren. Die Entscheidung ob er auf Be- 
währung rauskommt, ist inzwischen an die Au- 
diencia Provincial weitergegeben, von daher 
ist eine schnelle Entscheidung erst mal nicht zu 
erwarten. 

Barcelona, 24.7.01 C.L1.S (Collectiu d’Infor- 
mació Internacionalista i Solidària) 


Zivilbullenprovokationen auf 
Antiweltbankdemo in Barcelona 


22 Festnahmen und zahlreiche Verletzte wa- 
ren Bilanz eines brutalen B.einsatzes 


Auf der Demo gegen Konferenz der Weltbank 
in Barcelona am 24.7.01, die von einem brei- 
ten Bündnis getragen wurde und an der ca. 
40.000 Leute teilnahmen, kam es gegen Schluss 
zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen B. 
und DemonstrantInnen. 

Obwohl die Tagung der Weltbank aufgrund 
der angekündigten Protestaktionen nicht statt- 
fand bzw. aufs Internet verlagert worden war, 
fanden die vielfältigen geplanten Gegenakti- 
vitäten statt. U.a. waren verschiedene Demos, 
Foren, Diskussionszirkel zu den unterschied- 
lichsten Themen sowie ein Volkstribunal ge- 
plant. Während der zentralen Demo am 24.7. 
wurde gegen Spekulation, für Hausbesetzung, 
gegen Banken, Internationales Kapital und 
Fast-Foodketten gesprüht, und vereinzelt wur- 
den Scheiben eingeworfen. Als gegen Ende der 
Demo an der Placa Catalunya Steine gegen 
Banken und Bekleidungsketten flogen, da 
mischten B. in Zivil kräftig mit, z.T. begannen 
diese selbst damit, Scheiben einzuschlagen und 
ihre KollegInnen mit Steinen zu bewerfen und 
mit Knüppeln zu prügeln, um damit einen 


B.einsatz zu provozieren und Minuten später 
gegen die DemonstrantInnen mit Prügeln fort- 
zufahren. Diese Knüppeleinsätze waren brutal 
und es gab viele Verletzte. Die DemonstrantIn- 
nen wurden auseinandergetrieben und mit 
Gummimunition aus unmittelbarer Nähe be- 
schossen. Insgesamt wurden 22 Leute verhaf- 
tet und zum Kommissariat/Abschiebeknast La 
Verneda gebracht, wo sie am Tag danach dem 
Haftrichter vorgeführt und z.T. mit Auflagen 
freigelassen wurden. Ein Portugiese und ein Ita- 
liener wurden nach mehreren Tagen Haft ab- 
geschoben. 

Während die Gefangenen auf dem Kommis- 
sariat waren, versammelten sich 500 Leute auf 
dem Grünstreifen davor und übernachteten 
dort in Zelten. Am nächsten Morgen wurde die 
geplante Demo zur Börse verschoben, um für 
die Freilassung der Gefangenen zu demon- 
strieren. Ca. 700 Leute gingen dann gegen Mit- 
tag doch noch zur Börse. 

Im linken und bürgerlichen Spektrum löste 
dieser B. einsatz scharfe Kritik aus. Der Rück- 
tritt der politisch Verantwortlichen aus Madrid 
Julia Valdecasas, wurde selbst von bürgerlichen 
Parteien wie der ERC und IU gefordert, nach- 
dem bekannt worden war, dass zivile B., mas- 
kiert und als DemonstrantInnen verkleidet aus 
den Mannschaftswagen heraus in die Demos 
gegangen waren und von dort aus mit den 
Steinwürfen gegen Banken etc. begannen. 

Das Bündnis kritisierte das Vorgehen der B. 
und forderte ebenfalls den Rücktritt von Val- 
decasas, die jedoch vom Bürgermeister Barce- 
lonas, Joan Clos, Rückendeckung bekam. In sei- 
ner Rede verteidigte dieser das Vorgehen derB. 
und rechtfertigte dies, in dem er den Bogen zu 
den Schüssen von Göteborg zog, wo Tage zu- 
vor ein Demonstrant durch einen Schuss in den 
Rücken lebensgefährlich und 3 weitere De- 
monstrantInnen ebenfalls durch Schüsse ver- 
letzt worden waren. Er sagte, dass in Barcelo- 
na immerhin nicht mit scharfer Munition ge- 
schossen wurde (mit Gummigeschossen wohl, 
davon zeugten die zahlreichen Verletzten). Die- 
ser Vergleich und der dabei angelegte Maßstab 
von staatlicher Gewalt gegen Demonstrantln- 
nen sagt alles über den repressiven Charakter 
der staatlichen Macht aus. 

Bereits Tage zuvor war in Barcelona der Po- 
lizeistaat spürbar geworden. Bereits am Tag vor 
den Gegenaktionen wurden allein im Stadtteil 
Gracia über 300 Leute kontrolliert. Zudem wa- 
ren die Plätze, auf denen die Gegenaktivitäten 
wie das Volkstribunal nach der Demo stattfin- 
den sollten, von den B. großräumig abgesperrt. 

Der Innenminister kündigte nach der Demo 
härtere Kontrollen an den Grenzen an. Italien 
nahm sich an dieser Aussage ein Beispiel und 
führte diese Grenzkontrollen vor dem Gipfel in 
Genua akribisch durch. 

Obwohl letztendlich viele Aktivitäten ausfie- 
len und die Repression und das Vorgehen der 
B. die öffentliche Diskussion bestimmte, so be- 
werteten teilnehmende Gruppen die Diskussio- 
nen und den Austausch den es gab als berei- 
chernd und konstruktiv und die Aktivitäten als 
erfolgreich. 

Barcelona, 24.7.01 C.1.I.S (Collectiu d’Infor- 
mació Internacionalista i Solidaria) 


Brasilien: Gefangene waren 
selbst Schuld! 


„Wenn es unsere Absicht war, ein Massaker 
anzurichten, wieso starben nur 111“, sagt 
Ubiratan Guimaraes. Der ehemaliger Poli- 
zeioffizier wird angeklagt im Oktober 1992 
bei der Erstürmung eines Zellenblocks im Ca- 
randiru Gefängnis in Sao Paulo, Brasilien, 
den Tod von 102 Gefangenen verursacht zu 
haben, um einen Gefangenenaufstand nie- 
derzuschlagen. Nach inoffiziellen Angaben 
von Menschenrechtsgruppen und Überle- 
benden liegt die Anzahl der Toten bei fast 
300. Guimaraes bekennt sich unschuldig und 
behauptet, er hätte keine Befehle zu töten ge- 
geben, und außerdem habe die Polizei nur 
aus Selbstverteidigung gehandelt. „Es waren 
2.200 Insassen im Block 9 und mindestens 
14 hatten Waffen.“ Guimaraes Anwalt Vi- 
cente Cascione kennt die wirklichen Verant- 
wortlichen, „die Gefangene alleine waren für 
das Massaker verantwortlich.“ Und fügte 
hinzu, „die Insassen waren bewaffnet und 
die Polizei, die nicht hingeschickt wurde um 
Märtyrer zu werden, mußten sich verteidi- 
gen.“ - Das Gericht sieht das ganz anders 
und hat Guimaraes zu 632 Jahren verurteilt. 
6 Jahre für jeden ermordeten Gefangenen 
und weitere 20 Jahre wegen fünffachen ver- 
suchten Mordes. Dennoch wird Guimaraes 
allerhöchstens 30 Jahren in Knast verbrin- 
gen, die in Brasilien gesetzlich zulässige 
Höchststrafe. Cascione wird gegen die Ver- 
urteilung Berufung einlegen. Guimaraes, der 
bis zum Berufungsverfahren auf freiem Fuß 
bleiben wird, ist sich nach wie vor „keiner 
Schuld bewußt“. www.ananova.com 


Chile: Knastaufstand 


Im Juni protestierten über 12.000 Gefange- 
ne in Chiles überfüllten Gefängnissen gegen 
den Tod von 26 Insassen zwischen 18 und 22 
Jahren während eines Brandes im Gefängnis 
vom Iquique. Sie forderten verbesserte Haft- 
bedingungen. Nach dem Tod einer Mitgefan- 
genen, Jeanette Soto, steckten am 21. Mai Ge- 
fangene in Iquique eine Matratze im Brand. 
Soto hat sich selber angezündet, nachdem ihr 
der Besuch ihres sterbenden Bruders im Kran- 
kenhaus verweigert wurde. Auch als der 
Brand sich ausweitete, weigerten sich die 
Schließer, die Zellentüren aufzuschließen. 
Erst als die Feuerwehr auftauchte, wurden die 
Zellentüren geöffnet. Da es „keine Wasser- 
schläuche gab und die Feuerlöscher alle ent- 
weder defekt oder zu klein waren“, wie die 
Gefängnisleitung später zugeben musste, 
konnte das Leben der Jugendlichen nicht 
mehr gerettet werden. 

Schon in Dezember letzten Jahres ver- 
brannten sieben Gefangene in San Miguel, 
einem Vorort von Santiago, nachdem eine 
Gasflasche explodiert war. Auch damals wa- 
ren die Gefangenen eingeschlossen, ohne 
Möglichkeit, sich selber zu retten. Und auch 
dort waren wie in Iquique nur drei Wächter 
im Dienst, als der Brand ausbrach. Ein ansch- 


ließender Streik an dem über 10.000 Gefan- 
gene teilnahmen brachte keine Verbesserung. 
Nach Berichten der Vereinten Nationen hat 
Chile nach Panama und Costa Rica eine der 
höchsten Inhaftierungsquoten Lateinameri- 
kas. Die neo-liberale Marktpolitik der 90er- 
Jahre hat ganze Regionen ökonomisch dezi- 
miert und die Arbeitslosenquote zum ersten 
Mal seit fast 20 Jahren auf durchschnittlich 
11% hochklettern lassen. Mit der ansteigen- 
den Arbeitslosigkeit hat aber auch die Klein- 
kriminalität zugenommen, besonders unter 
den Jugendlichen. In den letzten beiden Jah- 
ren hat die Anzahl der Verhaftungen wegen 
einfachen Diebstahls um 40% zugenommen, 
Zweidrittel der Täter waren zwischen 15 und 
24 Jahren alt. Seit 1999 verfolgt die Regie- 
rung eine ‚zero-tolerance’-Politik. Ca. 45% 
aller Gefangenen sind zwischen 16 und 29 
Jahre alt, und etwa 60% sind noch nicht ver- 
urteilt worden. Um der Lage Herr zu werden, 
hat Präsident Ricardo Lagos von der soziali- 
stischen Partei nur eine Lösung parat: „Die 
Verdoppelung der Kapazitäten des chileni- 
schen Gefängnissystems ist der einzige Weg 
um dieses Problem zu lösen.“ 
www.wsws.org/articles/2001/jul2001/chil- 
j05.shtml 


Kolumbien: Befreiung aus 
Hochsicherheitsgefüngnis 


„Unser Ziel ist es, FARC-Gefangene aus den 
Gefängnissen des Staates herauszubekom- 
men“ sagt Jorge Briceno, Mitglied der Lei- 
tung der FARC, „da die Regierung sich wei- 
gert, Gefangene auszutauschen, sind wir ge- 
zwungen, sie so gut es geht selber zu be- 
freien.“ 98 Gefangene, „inklusive Gueril- 
lakämpfer von der FARC, der ELN und an- 
dere soziale Gefangene“ gelang die Flucht 
aus dem Hochsicherheitsgefängnis La Pico- 
tain Bogota, nachdem eine Einheit der FARC 
ein Loch in die Gefängnismauer gesprengt 
hatte. Ein weiterer Ausbruchsversuch in ei- 
nem anderen Gefängnis in Bogota wurde 
von inhaftierten rechtsgerichteten Parami- 
litärs vereitelt. Bei der Auseinandersetzung 
zwischen Kämpfern der FARC und den Pa- 
ramilitärs starben 10 Gefangene und weite- 
re 22 wurden verletzt. 

Nachdem die kolumbianische Regierung 
sich weigerte, ein am 2. Juni vereinbartes 
Abkommen über den Austausch von 42 ge- 
fangenen Soldaten und Polizisten gegen 15 
FARC-Guerillas fortzusetzen, ergriff die 
FARC die Initiative. Sie befreite nicht nur ih- 
re eigenen inhaftierten Kämpfer, sondern 
ließ am 28. Juni 242 gefangenen Soldaten 
und Polizisten frei. Zwei Tage später ließ sie 
weitere 62 Gefangene frei. „Es sollte der na- 
tionalen und internationalen Gemeinschaft 
klar sein, dass die FARC eine einseitige Frei- 
lassung von Kriegsgefangene vornimmt mit 
dem Ziel unseren unlöschbaren Durst nach 
Frieden und sozialer Gerechtigkeit zu zei- 
gen.“ Die FARC hält noch weitere 50 Militärs 
und Polizisten gefangen, überwiegend Offi- 
ziere. www.workers.org 


Urgent Action 


Junger Afro-Amerika- 
ner soll in Texas hin- 
gerichtet werden 


Hinrichtungstermin festgesetzt, obwohl 
der Mann zur Tatzeit noch minderjährig 
war 


Am 25. August 01 soll im Todestrakt des te- 
xanischen Gefängnisses Livingston der dann 
25-jährige Napoleon Beaazley hingerichtet 
werden. Ihm wird vorgeworfen, bei einem Au- 
todiebstahl Mitte ‘94 den Besitzer des Wagens, 
John Lattic, erschossen zu haben. Der Gouv- 
erneur von Texas, Rick Perry, hält an dem Exe- 
kutionsdatum fest, obwohl Beaazley zur frag- 
lichen Zeit erst 17 Jahre alt war. Das verstößt 
gegen Internationale Konventionen, nach de- 
nen niemand hingerichtet werden darf, der zur 
Tatzeit noch minderjährig war. Perry tritt da- 
mit in die Fußstapfen seines Vorgängers Ge- 
orge Busch jr., der zu seiner Amtszeit als Gou- 
verneur von Texas vier Männer hat hinrich- 
ten lassen, die zur Tatzeit noch nicht volljährig 
waren. 23 Weitere, alles afro-amerikanische 
Jugendliche, wurden während der Amtszeit 
von Busch zum Tode verurteilt. Sie alle sitzen 
in den Todestrakten texanischer Knäste in dem 
Wissen, dass der Countdown bis zu ihrer Exe- 
kution läuft. 

Napoleon Beaazley wurde am 5.8.76 gebo- 
ren. Zur Tatzeit war er 17-jähriger Jugendli- 
cher mit einer großartigen Zukunft. Der Ama- 
teurboxer war texanischer Jugendmeister im 
Gewichtheben, eine Karriere als Profisportler 
stand ihm offen. Bis zu jenem verhängnisvol- 
len Tag hat er quasi nur für den Sport gelebt. 
Nicht einmal Zeit für eine Freundin hätte er 
gehabt, erzählte er einmal rückblickend dem 
Bottroper Schriftsteller Artur K. Führer, der 
sich seit fünf Jahren um ihn kümmert. Viel- 
leicht packte ihn die Abenteuerlust, vielleicht 
lernte er einfach die falschen Leute kennen. 
Jedenfalls ließ er sich auf diesen Autoklau ein, 
das hat er auch vor Gericht nie bestritten. Ver- 
mutlich überraschte John Lattic die Jugendli- 
chen bei dem Diebstahl. Auf den unbewaff- 
neten Mann wurde geschossen und er über- 
lebte seine schweren Verletzungen nicht. Da 
John Lattic der Vater eines Bundesrichters war, 
stand die Polizei unter Aufklärungszwang: Sie 
wollten und bekamen ihren Täter. Napoleon 
Beaazley war der einzige der drei Jugendli- 
chen, der bis dahin noch nicht vorbestraft war. 
Im Prozess bescheinigten ihm sein ehemaliger 
Schulleiter und der zuständige Dorfsheriff ei- 
nen guten Leumund. Trotzdem glaubte die 
Jury - alles Weiße, von denen einer sogar mit 
dem Opfer geschäftlich verbandelt war - den 
anderen beiden Beteiligten. Diese sagten übe- 
reinstimmen aus, Beaazley habe geschossen. 
Sehr viel später würden sie diese Aussage 
zurücknehmen und behaupten von der Poli- 
zei und der Justiz dazu gezwungen worden zu 
sein. Napoleons Anwalt, ein Pflichtverteidi- 
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ger, konnte oder wollte ihm damals nicht hel- 
fen. Der Jurist hatte vorher noch nie eine Straf- 
sache vor Gericht vertreten. Die Tatwaffe wur- 
de bis heute nicht gefunden. Der american way 
of justice brachte den Jungen trotzdem in die 
Todeszelle, und am 25. August soll er nun hin- 
gerichtet werden. 

Amnestie International (ai) hat den Fall Na- 
poleon Beaazley zu einer urgent action - drin- 
genden Aktion - erklärt. Tausende Unter- 
schriften gegen die Hinrichtung wurden ge- 
sammelt, die in den nächsten Tagen bei den 
zuständigen Stellen abgegeben werden. Ver- 
bunden mit einem Schreiben an den zustän- 
digen Begnadigungsausschuss, das Urteil ‚To- 
desstrafe’ in eine Haftstrafe umzuwandeln, 
egal wie lang diese dann auch sein mag. 
„Wichtig ist jetzt erst einmal, die Hinrichtung 
zu verhindern“, erläuterte Führer gegenüber 
JW. „Um alles andere kümmern wir uns dann.“ 

Wer ai unterstützen möchte, kann das tun, 
indem Protestfaxe verschickt werden. Bei- 
spielsweise an den Bezirksstaatsanwalt Jack 
Skein jr., Fax: 001- 903-53 55 04 10. An Gou- 
verneur Rick Perry, Fax: 001-512-463 18 49. 
Oder an die amerikanische Botschaft in Ber- 
lin, zu Händen dem Geschäftsführer Terry A. 
Snell, Fax: 030/238 62 90. 

Wer die Bitte von ai nach Umwandlung des 
Urteils in eine Haftstrafe unterstützen möch- 
te, kann das tun unter der Faxnr: 001-210-226 
11 14 bei dem Vorsitzenden (Chairman) Vic- 
tor Rodriguez. 

Napoleon hat folgende Gefängnisadresse: 
Napoleon Beaazley (999141), Terrel Unit, 
120002 FM 350 South, 

Livingston/Texas 77351. 
Weitere Informationen gibt es bei ai in Bonn: 
0228/983 73-0 (Tel.). 


Birgit Gärtner 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m.b.H., Neuer 
Kamp 25, 20359 Hamburg. V.i.S.d.P. : Christiane 
Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 
(040)43188820, Fax: (040) 43188821, E-Mail: 
gnn-hhsh@hansenet.de Herausgeber : Angehörige 
und FreundInnen politischer Gefangener in der BRD, 
Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 42 
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Free Mumia! 


Bundesrichter 
lehnt entlastenden 
Zeugen ab 


Der zuständige Bundesrichter William 
Yohn Jr. hat im Fall Mumia Abu-Jamal die 
Aussage eines entscheidenden Zeugen ab- 
gelehnt! Es handelt sich um Arnold Bever- 
ly, der aussagt, er und eine zweite Person 
seien beauftragt worden den Polizisten D. 
Faulkner zu beseitigen. Faulkner sei für kor- 
rupte Polizeibeamte und Drahtzieher des 
örtlichen Drogenhandels, Geldspielen und 
Prostitution mit seinen gründlichen Kon- 
trollen zu gefährlich geworden. 

Mumia wurde 1982 wegen des Mordes an 
Daniel Faulkner zum Tode verurteilt und 
befindet sich seitdem im Todestrakt. Wie 
schwerwiegend ist eine Aussage, die einen 
Todeskandidaten sofort vollständig entla- 
sten würde! Der Richter begründet seine 
Entscheidung damit, dass Mumia seit Ju- 
ni 99 von diesem Zeugen gewusst hätte und 
somit die Aussage nicht rechtzeitig einge- 
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reicht hat. Vor dem Hintergrund, dass Mu- 
mias altes Anwaltsteam ( Mumia hat An- 
fang dieses Jahres seine Anwälte gewech- 
selt) einer komplett anderen Strategie ge- 
folgt ist und wahrscheinlich diese Aussage 
zu einem späteren, ihnen angemessen er- 
scheinenden Zeitpunkt vorgelegt hätte, ist 
die Begründung des Richters mehr als frag- 
würdig! 

Seit fast 2 Jahren prüft dieser Richter nun 
Mumias Fall, um festzustellen, ob sein da- 
maliger Prozess unfair gewesen ist und ihm 
ein neues Verfahren zustünde. 

Wie kann die Aussage eines entschei- 
denden Zeuge bei einem Todesurteil ver- 
weigert werden? Mumia Abu-Jamal steht 
mehr als jeder Andere zum Tode Verurteil- 
te im Focus der Öffentlichkeit. Die rassisti- 
sche und menschenverachtende Willkür der 
US-amerikanischen Justiz in seinem Fall 
setzt den Maßstab für Tausende, die durch 
die bloße Verweigerung eines entlastenden 
Zeugen einfach zum Tode verurteilt bzw. 
hingerichtet werden können. 

Wir fordern Euch auf, dem amerikani- 
schen Generalkonsulat Euren Unmut darü- 
ber telefonisch oder per Fax mitzuteilen! 
Die Aktion soll ab jetzt bis ca. 10. August 
laufen, danach sind weitere Neuentwick- 
lungen zu erwarten. 

Wie wir regelmäßig von Mumia Aktivi- 
stInnen aus den USA erfahren, sind Anru- 
fe und Faxe beim Konsulat keineswegs um- 
sonst, all Das wird in Washington gemel- 
det. Beteiligt Euch Alle! 

Amerikanische Botschaft Berlin 
Neustädtische Kirchstraße 4 
10117 Berlin 

Tel. 030/ 2385174 

Fax: 030/2386290 


Hier ein Textvorschlag für das Fax: 


Ich protestiere gegen die Entscheidung des 
Bundesrichters William Yohn Jr. in Penn- 
sylvania, den Zeugen Arnold Beverly im 
Falle Mumia Abu-Jamal abzulehnen. Die- 
ser Zeuge entlastet den Angeklagten kom- 
plett und eine Zulassung seiner Aussage vor 
dem Bundesgericht könnte die sofortige 
Freilassung Mumia Abu-Jamals zur Folge 
haben. 

Die Begründung des Richters, die Aussa- 
ge sei zu spät eingereicht worden, erscheint 
mir angesichts eines Todesurteils als men- 
schenverachtend und unter keinen Um- 
ständen hinzunehmen. 

FREE MUMIA! 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 54 54194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 249: So, 19.8.2001 


